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Perſonalnachrichten 


Es find ernannt worden: 


zum Amtsrat im Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung der Regierungsoberinſpektor Fechter, 

zum Obſervator beim Geodätiſchen Inſtitut in 
Potsdam der wiſſenſchaftliche Angeſtellte Dr. Fried⸗ 
rich Wünſchmann. 


Es iſt übertragen worden: 


dem Dozenten Dr. Ernſt Kelter unter Er⸗ 
nennung zum ordentlichen Profeſſor in der Staats⸗ 
wirtſchaftlichen Fakultät der Univerſität München 
der Lehrſtuhl für Wirtſchaftsgeſchichte und Wirt⸗ 
ſchaftsgeographie, 

dem Dozenten Dr.⸗Ing. habil. Heinz Borchers 
in Aachen unter Ernennung zum außerordentlichen 
Profeſſor in der Fakultät für Chemie der Tech⸗ 
niſchen Hochſchule in München der Lehrſtuhl für 
Metallurgie und Metallkunde, 

dem Dozenten Dr. jur. Martin Buſſe unter 
Ernennung zum außerordentlichen Profeſſor in der 
Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät der 
Univerſität Kiel der Lehrſtuhl für Bauernrecht, 

dem Dozenten Dr. Hans Diller unter Er⸗ 
nennung zum außerordentlichen Profeſſor in der 
Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Roſtock der 
Lehrſtuhl für Klaſſiſche Philologie, 

dem Dozenten Dr. Norbert Gürke unter Er⸗ 
nennung zum außerordentlichen Profeſſor in der 
Juriſtiſchen Fakultät der Univerſität München der 
Lehrſtuhl für Völkerrecht, öffentliches Recht und 
Volkskunde, 

dem Dozenten nichtbeamteten außerordentlichen 
Profeſſor Dr. Johann Baptiſt Walz in Würzburg 


unter Ernennung zum planmäßigen außerordent⸗ 
lichen Profeſſor an der Philoſophiſch⸗Theologiſchen 
Hochſchule in Bamberg der Lehrſtuhl für Altes 
Teſtament. 


Es ſind berufen worden: 


der ordentliche Profeſſor Dr. Lorenz Dürr in 
Freiſing in gleicher Dienſteigenſchaft an die Philo⸗ 
ſophiſch⸗Theologiſche Hochſchule in Regensburg, 

der ordentliche Profeſſor Dr. Müller⸗ 
Blattau in Frankfurt a. M. in gleicher Dienſt⸗ 
eigenſchaft an die Univerſität Freiburg. 


Es iſt beſtätigt worden: 


die Berufung des Studienrats Philipp Lauth 
an der Schlageter⸗Oberrealſchule in Gelſenkirchen 
zum Oberſtudienrat einer höheren Schule der 
Stadt Gelſenkirchen, 


die Berufung des Studienrats Johann Ruelen 
an der ſtädtiſchen Gudrunſchule, Oberſchule für 
Mädchen, in Düſſeldorf zum Oberſtudiendirektor 
an einer höheren Schule der Stadt Düſſeldorf, 


die Berufung des Studienrats Walter 
Friedrich von dem ſtaatlichen Gymnaſium in 
Hirſchberg zum Studiendirektor einer höheren 
Schule der Stadt Löwenberg i. Schleſ., 


die Berufung des Studienrats Dr. Georg 
Nelke an der ſtädtiſchen Oberſchule für Jungen 
in Guhrau zum Studiendirektor einer höheren 
Schule der Stadt Guhrau, 


die Berufung des Studienrats Dr. Albert 
Reinartz zum Studiendirektor einer höheren 
Schule der Stadt Düſſeldorf. 
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Amtliche Erlaſſe 


Allgemeine Verwaltungsſachen 


a) Für das Reich 


568. Meldungen nach 8 42 Abſ. 2 des Deutſchen 
Beamtengeſetzes. 


(1) Nach dem Erlaß des Führers und Reichs⸗ 
kanzlers zu § 42 des Deutſchen Beamtengeſetzes 
(DB.) ) vom 20. Juli 1937 (RGBl. I S. 875) 
ſind ſchriftliche Meldungen, die Beamte auf Grund 
des § 42 Abſ. 2 Satz 2 DBG. an den Führer und 
Reichskanzler richten, mit folgender Anſchrift zu 
verſehen: 

„An den 

Herrn Staatsſekretär und Chef 
der Reichskanzlei 
oder Vertreter im Amt 
— eigenhändig —.“ 


Der Staatsſekretär und Chef der Reichskanzlei 
hat aus den in übergroßer Zahl mit dieſer Anſchrift 
eingehenden Meldungen feſtſtellen müſſen, daß es 
ſich in den wenigſten Fällen um Meldungen handelt, 
die wirklich unter den $ 42 Abſ. 2 Satz 2 DBG. 
fallen. Vielmehr handelt es ſich in den meiſten 
Fällen um Beſchwerden perſönlicher Art, für die 
nach § 42 Abi. 2 Satz 3 DBG. der Dienſtweg inne⸗ 
gehalten werden muß. Ich hebe daher nochmals 
die Vorausſetzungen für eine Meldung nach $ 42 
Abſ. 2 Satz 2 DBG. hervor: 


1. Die Meldung muß von einem Beamten aus⸗ 


gehen. 

2. Die Meldung muß ſich auf dienſtliche Vorgänge 
beziehen, die der Beamte im Rahmen ſeiner 
dienſtlichen Tätigkeit wahrgenommen hat. 

3. Es muß ſich um ſolche dienſtlichen Vorgänge 
handeln, die der Nationalſozialiſtiſchen Deut⸗ 
ſchen Arbeiterpartei ſchaden könnten. 

4. Für Beſchwerden perſönlicher Art iſt der Weg 
einer Meldung nach $ 42 Abſ. 2 Satz 2 DBG. 
nicht gegeben. 


(2) Demnach fallen z. B. nicht hierunter: 


a) Beſchwerden von Perſonen, die nicht Beamte 
ſind, beſonders von Behördenangeſtellten und 
Ehefrauen von Beamten, 

b) Beſchwerden von Beamten über Vorgänge 
außerhalb ihres Dienſtbereichs, 

e) Beſchwerden von Beamten wegen Verſetzung 
in den Ruheſtand, wegen zu niedriger Ein⸗ 
ſtufung im Gehalt, wegen nicht erfolgter Be⸗ 
förderung uſw. 


(3) Die zuletzt erwähnten Beſchwerden von 
Beamten ſind Beſchwerden perſönlicher Art, für die 
nach § 42 Abſ. 2 Satz 3 DBG. der Dienſtweg 


) Vgl. RGBl. 1937 S. 39. 


innegehalten werden muß. Sie werden in der 

Reichskanzlei nicht bearbeitet. 

(4) Dasſelbe gilt für perſönliche Wünſche von 
Beamten, wie z. B. Wünſche auf Beförderung, 
Verſetzung an einen anderen Ort uſw. 

Zuſatz für die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, 
Gemeindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des öffent⸗ 
lichen Rechts: 

Ich erſuche, alle Behördenangehörigen hiervon 
in Kenntnis zu ſetzen. 

Zuſatz für die oberſten Reichsbehörden, den Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten, den Preußiſchen Finanzminiſter und 
das Reichsbankdirektorium: 

Zur Veröffentlichung in den dortigen Amts⸗ 
blättern. 


Berlin, den 23. Oktober 1937. 
Zugleich im Namen des Reichsfinanzminiſters: 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, den Preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten, ſämtliche Preußiſchen Staatsminiſter und 
das Reichsbankdirektorium. — II SB 6051/5086. 


* * 
** 


Abſchrift mit dem Erſuchen, alle Behörden⸗ 
angehörigen hiervon in Kenntnis zu ſetzen. 

Dieſer Erlaß wird nur im Min Amtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 11. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in 
Saarbrücken und die Herren Vorſteher der nach⸗ 
geordneten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. 
Z II a 4768 ZI. 

(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 511.) 


569. Durchprüfung der öffentlichen Ver⸗ 
waltungen und Betriebe nach Kur⸗ und 
Erholungsbedürftigen. 


Den nachſtehenden Runderlaß des Herrn Reichs⸗ 
miniſters der Finanzen vom 29. Oktober 1937 
— P 2023/15190 IV — (Amtsblatt der Reichs⸗ 
finanzverwaltung S. 157) über ärztliche Unter⸗ 
ſuchungen der Angeſtellten und Lohnempfänger 
gebe ich mit dem Erſuchen um gleichmäßige Be⸗ 
achtung bekannt. 
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Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 12. November 1937. 


„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in 
Saarbrücken und die Herren Vorſteher der nach⸗ 
geordneten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. 
4 II a 4756. 

(RMinAmtsblotſch Wiſſ. 1937 S. 511.) 


* 
Anlage. 


Arztliche Anterſuchungen der Angeflelten und 
Toßnempfänger. 


Die DAF. nimmt für das geſamte Reichsgebiet 
die Unterſuchung der der Angeſtellten⸗ und In⸗ 
validenverſicherung unterliegenden Arbeitskräfte 
in geſundheitlicher Hinſicht vor. Durch die Unter⸗ 
ſuchung ſollen in der Hauptſache Frühſchäden 
feſtgeſtellt werden, damit die gefährdeten Arbeits⸗ 
kräfte durch geeignete Maßnahmen der Ver⸗ 
ſicherungsträger, der Partei, insbeſondere DA. 
und NSB., die volle Leiſtungsfähigkeit wieder⸗ 
erlangen. 

„Mit Rückſicht auf die vorbeugende Bedeutung, 
die den Unterſuchungen zukommt, beſtimme ich, 
daß die Dienſtſtellenleiter der Reichsfinanz⸗ 
verwaltung die mit ihrer Durchführung betrauten 
Perſonen möglichſt unterſtützen. Falls die Unter⸗ 
ſuchung nicht außerhalb der Dienſtzeit durchgeführt 
werden kann, können die zu unterſuchenden Arbeits⸗ 
kräfte für die Unterſuchungsdauer vom Dienſt 
unter Fortzahlung der Bezüge freigeſtellt werden. 


Berlin, den 29. Oktober 1937. 


Der Reichsfinanzminiſter. 
(Unterſchrift.) 
P 2023/15190 IV. 


570. Erklärung über Logenzugehörigkeit und 
frühere Mitgliedſchaft in politiſchen Verbänden 
bei neueintretenden Beamten. 


Auf den Bericht vom 27. September 1937 
— Sch 13067 —. 

Nach Benehmen mit dem Herrn Reichs⸗ und 
Preußiſchen Miniſter des Innern. 

Der in der Durchführungsverordnung zum 
Deutſchen Beamtengeſetz zu § 25 vorgeſchriebene 
Fragebogen enthält nur Fragen, deren Be⸗ 
antwortung vor der Anſtellung auf Grund von 
Beſtimmungen des Deutſchen Beamtengeſetzes er⸗ 
forderlich iſt. Es wurden in dieſen Fragebogen aber 
nicht die Fragen aufgenommen, deren Beantwortung 
zur Feſtſtellung anderer, im Geſetz nicht erwähnter 
Tatſachen durch Erlaſſe vorgeſchrieben iſt, da ſolche 
Fragen entweder, wie bei der Logenzugehörigkeit, 


nach Ablauf einer gewiſſen Zeit entbehrlich oder 
durch ſpätere Erlaſſe erweitert werden können. 
Über ſolche Fragen muß ſich die Anſtellungsbehörde 
nach wie vor ebenfalls vergewiſſern. Sie wird 
darüber zweckmäßigerweiſe eine ſchriftliche Er⸗ 
klärung des Beamten verlangen, zumal falſch ab⸗ 
gegebene Erklärungen unter Umſtänden eine arg⸗ 
liſtige Täuſchung (§ 32 Abſ. 2 Nr. 1 DBG.) be⸗ 
deuten können. 

Der der Verordnung zum Deutſchen Beamten⸗ 
geſetz beigegebene Fragebogen Formblatt 2 enthält 
alſo keine erſchöpfende Aufzählung der von dem 
Beamten zu beantwortenden Fragen. Er entbindet 
auch die Anſtellungsbehörde nicht von der Ver⸗ 
pflichtung, ſich über die im übrigen für die An⸗ 
ſtellung vorgeſchriebenen Vorausſetzungen Gewißheit 
zu verſchaffen. 

Dieſer Erlaß wird nur im Min Amtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 15. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An den Herrn Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen) in N. — Abſchrift an die 
Unterrichtsverwaltungen der Länder, den Herrn 
Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nach⸗ 
geordneten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. 
2 II a 4850 E VII e. 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 512.) 


571. Beurteilung der Prüflinge an den 
Verwaltungsakademien. 


Bei der Entſcheidung der Frage, ob ein Be⸗ 
hördenangehöriger zur Prüfung an einer Ver⸗ 
waltungsakademie zuzulaſſen iſt, ſollen u. a. auch 
ſeine dienſtlichen Leiſtungen berückſichtigt werden. 
Anfragen von Verwaltungsakademien, ob gegen 
die Zulaſſung eines Beamten oder Behörden⸗ 
angeſtellten zur Prüfung unter Berückſichtigung 
ſeiner dienſtlichen Leiſtungen und ſeines charakter⸗ 
lichen Verhaltens Bedenken beſtehen, ſind daher zu 
beantworten, und zwar lediglich im bejahenden oder 
verneinenden Sinne. 

Zuſatz für die oberſten Neichsbehörden, den Preußiſchen 
Miniſterpräſidenten und das Reichsbankdirektorium: 

Mit der Bitte, für Ihren Geſchäftsbereich eine 
gleiche Anordnung zu treffen. 

Zuſatz für die Gemeinden, Gemeindeverbände und ſonſtigen 
Körperſchaften des öffentlichen Nechts: 
Ich bitte, entſprechend zu verfahren. 


Berlin, den 5. November 1937. 
Zugleich im Namen des Preußiſchen Finanzminiſters: 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
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öffentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, den Preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten und das Reichsbankdirektorium. — II 8B 
6760/4746. 


* * 
* 


Abſchrift mit dem Erſuchen, in meiner Ver⸗ 
waltung entſprechend zu verfahren. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Otſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 18. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord⸗ 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
Z II a 4911 I/II. 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 512.) 


572. Mitarbeit von Beamten in den Beiräten 
der Neichsbetriebsgemeinſchaften der DA. 


(1) In Abänderung der bisherigen Anordnungen 
über die Heranziehung von Beamten zur Mitarbeit 
in den Beiräten der Reichsbetriebsgemeinſchaften 
der DARF. (Runderlaß des Reichs miniſters des 
Innern vom 1. Auguſt 1934 — IV 6731/1. 8. — 
und des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des 
Innern vom 9. Februar 1935 — II SB 67317 
22. 12. —, MEHR. 1934 S. 1143, 1935 S. 184) 
wird allgemein die Mitarbeit der Beamten in den 
Beiräten der Reichsbetriebsgemeinſchaften der 
DAF. zugelaſſen. Die Beamten bedürfen aber, 
wenn ſie als Mitglied eines dieſer Beiräte berufen 
werden, zur Annahme der Berufung der Zu⸗ 
ſtimmung ihres Dienſtvorgeſetzten. 

(2) In der Eigenſchaft als Beiratsmitglied hat 
der Beamte keine amtliche Vertretungsbefugnis; 
auch können ſeine Ausführungen und ſeine Stellung⸗ 
nahme die Verwaltung, der er angehört, in ihren 
eigenen Entſchließungen nicht berühren oder ihr 
vorgreifen. 


Berlin, den 25. Oktober 1937. 

Zugleich im Namen ſämtlicher Reichsminiſter, 
des Preußiſchen Miniſterpräſidenten und ſämtlicher 
Preußiſchen Staatsminiſter: 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 

An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 


meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts. — II 8B 6731/4458 II. 


* * 
* 


Abſchrift zur Beachtung. 
Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 18. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord⸗ 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
2 II a 4752. 

(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 ©. 513.) 


573. Entlaſſung von Büroangeſtellten aus 
dem Staatsdienſt. 


Nach amtlichen Mitteilungen ſind aus dem 
Staatsdienſt entlaſſen worden: 


1. der beim Kataſteramt in Oppeln beſchäftigt ge⸗ 
weſene Büroangeſtellte Johann Plachet ta, 
geboren am 23. Oktober 1896 zu Oppeln, 

2. der beim Kataſteramt J in Herford beſchäftigt 
geweſene Bürvangeftelltie Emil Pilg rim 
geboren am 4. Auguſt 1914 in Gelſenkirchen, 

3, der beim Kataſteramt I in Münſter beſchäftigt 
geweſene Büroangeſtellte Ferdinand Theis, 
geboren am 14. Januar 1908 in Bromskirchen 
(Kreis Biedenkopf), 

4. der beim Kataſteramt Stormarn in Wandsbek 


beſchäftigt geweſene Bürbangeſtellte Max 
eeſe, 

5. der beim Kataſteramt III in Dortmund be⸗ 
ſchäftigt geweſene Bürovangeſtellte Alfred 
Scherer, geboren am 12. Auguſt 1906 in 
Dortmund, 


6. der beim Kataſteramt Berlin-Mitte I be⸗ 
ſchäftigt geweſene Büroangeſtellte Werner 
Richter, geboren am 30. März 1911 in 
Berlin. 


Sie dürfen im Reichs⸗ und Staatsdienſt nicht 
wieder beſchäftigt werden. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMin Amtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 19. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaftſ Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 


Bekanntmachung. — 2 II a 4634. 
(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 513.) 


b) Für Preußen 
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Wiſſenſchaft 
a) Für das Reich 


574. Prüfungsordnungen für akademiſch ge⸗ 
prüfte Aberſetzer und für Diplom⸗Dolmetſcher. 


Zum Bericht vom 27. Auguſt 1937 — A 13255 —, 


Die Tatſache, daß das Dolmetſcher⸗ und Über⸗ 
ſetzungsweſen bisher nur unvollkommen geregelt 
und ungeordnet war, die Tätigkeit des Überſetzers 
und Dolmetſchers nicht überwacht, ihre Ausbildung 
unbekannt war, hat mich zu einer Neuordnung 
dieſes Fachgebietes veranlaßt. 


Auf Antrag des Dolmetſcher⸗Inſtituts an der 
Univerſität in Heidelberg habe ich die beiliegenden 
Prüfungsordnungen für akademiſch geprüfte Über⸗ 
ſetzer und für Diplom⸗Dolmetſcher erlaſſen. 


Die Prüfungsordnungen treten am 1. No⸗ 
vember 1937 in Kraft. Von dieſem Zeitpunkt ab 
verliert die bisherige Prüfungsordnung des Dol⸗ 
metſcher⸗Inſtituts in Heidelberg ihre Gültigkeit. 
Zur Vermeidung von Härten ermächtige ich den 
Dekan der Staats⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft⸗ 
lichen Fakultät der Univerſität in Heidelberg, über⸗ 
gangsweiſe Sonderregelungen zu treffen. 

Hinſichtlich der Prüfungsgebühren ſind die 
Runderlaſſe vom 22. Juli 1936 — W a 462/36 — 
(RMinAmtsblDDtſchWiſſ. S. 357) und vom 24. Fe⸗ 
bruar 1937 — W Ia 108/37 E III, E IV, ih V, 
2 11a — zu beachten. Solange das Dolmetſcher⸗ 
Inſtitut in Heidelberg keinen ſtaatlichen Zuſchuß 
erhält und alle Perſonal⸗ und Sachausgaben aus 
den eigenen Einnahmen an Studiengebühren, 
Unterrichtsgeldern uſw. beſtreitet, findet die Be⸗ 
ſtimmung in Ziff. 3 meines Runderlaſſes vom 
22. Juli 1936 — W Ia 462/36 — auf die vor⸗ 
genannten Prüfungen mit der Maßgabe An⸗ 
wendung, daß die nach Abzug der Verwaltungs⸗ 
ausgaben der Prüfungsausſchüſſe einſchließlich der 
Ausgaben für die Geſchäfts⸗ und Rechnungsführung 
für die Staatskaſſe vorgeſehenen 50 v. H. der 
Prüfungsgebühren dem Dolmetſcher⸗Inſtitut in 
Heidelberg verbleiben. Die Verwendung dieſes 
Anteils bleibt für die vorgeſehene Zeit dem Dol⸗ 
metſcher⸗Inſtitut überlaſſen. 


Berlin, den 9. November 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An den Herrn Miniſter des Kultus und Unterrichts 
in Karlsruhe. — W 3 4750 WIL, WS, E III, 
E IV, E VII (b). 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 514.) 


* 


Anlage 1. 
Ordnung 
der Fachprüfung für akademiſch geprüfte Aberſetzer. 
8 1. 


Zweck der Prüfung. 

Die Fachprüfung für akademiſch geprüfte Über⸗ 
ſetzer bildet den ordnungsmäßigen Abſchluß des 
vierſemeſtrigen Studienganges am Dolmetſcher⸗ 
Inſtitut in der Staats⸗ und Wirtſchaftswiſſenſchaft⸗ 
lichen Fakultät der Univerſität Heidelberg. 


9 2. 
Prüfungsausſchuß. 
Dem Prüfungsausſchuß gehören an: 


1. der Direktor des Dolmetſcher⸗Inſtituts 
als Vorſitzender, 

2. der Dekan der Staats⸗ und Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät, 

3. die auf Vorſchlag des Dekans der Staats⸗ und 
Wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Fakultät von dem 
Badiſchen Miniſter des Kultus und Unterrichts 
beſtätigten Fachprüfer, 


4. als Beiſitzer: 


a) der Leiter der Reichsfachſchaft für das 
N in der Deutſchen Rechts⸗ 
ront, 

b) der Leiter des Sprachendienſtes im Aus⸗ 
wärtigen Amt, 

e) weitere vom Vorſitzenden zugezogene Mit⸗ 
glieder des Lehrkörpers der Univerſität 
Heidelberg und Vertreter der Berufe, in 
denen akademiſch geprüfte Überſetzer vor⸗ 
wiegend tätig werden. 


8 3. 
Zulaſſung zur Prüfung. 
Die Zulaſſung zur Fachprüfung ſetzt voraus: 


1. das Reifezeugnis einer Vollanſtalt, d. h. einer 
Schule, die ein vollgültiges Reifezeugnis zu 
erteilen berechtigt iſt, oder ein vom Reichs⸗ 
erziehungsminiſter als gleichwertig anerkanntes 
Zeugnis. In Ausnahmefällen können auch 
Bewerber mit Oberſekundareife zugelaſſen 
werden, wenn ſie den Nachweis eines min⸗ 
deſtens halbjährigen Auslandaufenthaltes oder 
einer mindeſtens zweijährigen kaufmänniſchen 
Fachſchulausbildung oder einer mindeſtens 
zweijährigen Berufstätigkeit in der Wirtſchaft 
erbringen und ſich einer erweiterten Auf⸗ 
nahmeprüfung am Inſtitut mit Erfolg unter⸗ 
zogen haben; 

2. ein vierſemeſtriges Studium am Dolmetſcher⸗ 
Inſtitut. Der Vorſitzende kann ausnahmsweiſe 
Bewerber ſchon nach einem dreiſemeſtrigen 
Studium zur Prüfung zulaſſen. In allen 
Fällen müſſen jedoch zwei Semeſter Studium 
im Oberſeminar der als Hauptfach gewählten 
Fremdſprache am Dolmetſcher⸗Inſtitut nach⸗ 
gewieſen werden. 
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Die Zulaſſung zur Prüfung erfolgt durch den 
Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes auf Grund 
einer ſchriftlichen Meldung. 


8 4. 
Meldung zur Prüfung. 


Die Meldung iſt innerhalb der jeweils durch 
Anſchlag bekanntgegebenen Friſt einzureichen. Sie 
hat zu enthalten: 


1. einen vom Bewerber verfaßten und eigen⸗ 

a geſchriebenen Lebenslauf mit Paß⸗ 
1 

2. einen Nachweis über die Abſtammung, 

3. den Nachweis der in § 3 genannten Zu⸗ 
laſſungsvorausſetzungen, 

4. die Angaben, welche Sprachen als Hauptfach 
und als Nebenfach gewählt werden, und welche 
Wahlfächer und Zuſatzprüfungen einbezogen 
werden ſollen, 

5. ein nach Prüfungsgebieten geordnetes Ver⸗ 
zeichnis der beſuchten Vorleſungen und 
Übungen, 

6. je einen Seminarübungsſchein für deutſche 
Kurzſchrift (mindeſtens 120 Silben) und für 
die Kurzſchrift der Fremdländer, deren Sprache 
als Hauptfach gewählt wurde (mindeſtens 
100 Silben), ferner einen Übungsſchein über 
Maſchinenſchreiben, 

7. eine Erklärung, ob der Bewerber gerichtlich 
beſtraft iſt, und, falls die Meldung nicht 
während des Studiums erfolgt, ein polizei⸗ 
liches Führungszeugnis, 

8. das Pflichtenheft der Studentenſchaft, 

9. den Nachweis, daß der Bewerber den Arbeits⸗ 
dienſt abgeleiſtet hat oder endgültig von ihm 
befreit iſt, 

10. die Beſcheinigung der Univerſitätskaſſe über 
die Entrichtung der Prüfungsgebühren. 


8 5. 
Gegenſtand der Prüfung. 

Die Prüfung erſtreckt ſich auf ſprachliche und 
ſachliche Pflichtfächer und gliedert ſich in einen 
ſchriftlichen und einen mündlichen Teil. Die Prü⸗ 
fung in den Sprachfächern muß in einer Sprache 
als Hauptfach und in einer zweiten Sprache als 
Nebenfach abgelegt werden. Auf Antrag kann 
jedoch 

a) auch die zweite Sprache als Hauptfach ge⸗ 
prüft werden; 

b) eine dritte Sprache als Hauptfach oder als 
Nebenfach zuſätzlich in die Prüfung einbezogen 
werden. 

Die Genehmigung des Antrags ſetzt den Nach⸗ 
weis genügender Ausbildung in den gewählten 
Sprachen voraus. 

Die Prüfung im Hauptfach erſtreckt ſich auf den 
geſamten Prüfungsplan für die Pflichtfächer, die 
Prüfung im Nebenfach nur auf die im § 8 im 
ſchriftlichen Teil unter 2 und 3, im mündlichen Teil 
unter 1 und 2 vorgeſchriebenen Leiſtungen. 


. — — ͤ—ꝛ 


8 6. 
Wahlfächer. 
Als Wahlfächer können auf Antrag in die Prü⸗ 
fung aufgenommen werden: 

a) Betriebswirtſchaftslehre, 

b) Zeitungswiſſenſchaft, 

c) Warenkunde, 

d) ſonſtige an der Univerſität Heidelberg ver⸗ 
tretene und vom Direktor des Dolmetſcher⸗ 
Inſtituts allgemein als wählbar bekannt⸗ 
gegebene Fächer. 

Die Genehmigung des Antrags ſetzt den Nachweis 
genügender Ausbildung in den gewählten Fächern 
voraus. 


9 15 
Zuſatzprüfungen. 

Auf Antrag kann gleichzeitig mit der Fach⸗ 
prüfung oder zu einem ſpäteren Prüfungstermin 
eine Zuſatzprüfung abgelegt werden für: 

a) Auslandkorreſpondenten, 
b) Gerichtsdolmetſcher. 


9 8. 

Prüfungsplan für die Pflichtfächer. 

Der ſchriftliche Teil umfaßt: 

1. einen Aufſatz in der Mutterſprache über eines 
von je drei wählbaren Themen aus den Ge⸗ 
bieten der Auslandkunde, der Volkswirtſchaft 
und des Rechtes (3 Stunden), 

2. eine Überſetzung in die Fremdſprache 
(2 Stunden), 


3. eine Überſetzung aus der Fremdſprache 
(2 Stunden), 

4. einen fremdſprachigen Aufſatz ohne Hilfs⸗ 
mittel über eines von drei wählbaren Themen 
aus der der Hauptſprache entſprechenden 
Landeskunde (4 Stunden). 

Der mündliche Teil umfaßt: 

1. Überſetzen aus der Fremdſprache (10 Minuten), 

2. UÜberſetzen in die Fremdſprache (10 Minuten), 

3. Dolmetſchen einer zweiſprachig geführten Ver⸗ 
handlung (15 Minuten), 


4. die der Hauptſprache entſprechende Landes⸗ 
kunde (15 Minuten), 


5. Grundbegriffe der Volkswirtſchaftslehre und 
des Geſchäftsverkehrs (15 Minuten), 

6. Rechtskunde unter beſonderer Berückſichtigung 
des Landes der gewählten Hauptſprache 
(15 Minuten). 


89, 
Prüfungsplan für die Wahlfächer. 

Die Prüfung umfaßt: 

1. einen Aufſatz in der Mutterſprache über eines 
von drei wählbaren Themen aus dem Ge⸗ 
biete des Wahlfachs (3 Stunden), 

2. eine mündliche Prüfung (15 Minuten). 
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$ 10. 
Prüfungsplan für die Zuſatzprüfungen. 
J. Zuſatzprüfung für Auslandkorreſpondenten. 

Der ſchriftlichſe Teil umfaßt: 

1. Briefwechſel in der Fremdſprache auf Grund 
eines in Stichworten gegebenen Geſchäfts⸗ 
falles (2 Stunden), 

2. Überſetzen kaufmänniſcher Dokumente und 
Formulare (3 Stunden), 

3. Aufnahme eines fremdſprachlichen und eines 
deutſchen Diktates von Handelsbriefen und 
Wiedergabe in der Fremdſprache in unter⸗ 
ſchriftfertiger Briefform (30 Minuten). 

Der mündliche Teil umfaßt: 

1. freies Diktat von Handelsbriefen in der Fremd⸗ 
ſprache auf Grund eines in Stichworten ge⸗ 
gebenen Geſchäftsfalles (15 Minuten), 

2. Geſchäftstechnikund Außenhandel (15 Minuten). 


II. Zuſatzprüfung für Gerichtsdolmetſcher. 
Der ſchriftliche Teil umfaßt: 

1. Überſetzen juriſtiſcher Texte aus dem Deutſchen 
und aus der Fremdſprache (4 Stunden), 

2. einen Aufſatz über eines von drei wählbaren 
Themen aus dem deutſchen Rechtsgang 
(3 Stunden). 

Der mündliche Teil umfaßt: 

1. Gerichtsdolmetſchen (30 Minuten), 

2. Grundzüge des deutſchen Rechts, insbeſondere 
des Rechtsganges (Gerichtsverfaſſung und 
Prozeßordnungen), ſowie des entſprechenden 
ausländiſchen Rechts der gewählten Sprache 
und des Völkerrechts (20 Minuten). 


§ 11. 
Einſchränkung der Prüfung. 

Auf Antrag kann der Prüfungsausſchuß den 
unter $ 8 Abſ. 1 geforderten Aufſatz erlaſſen, wenn 
der Bewerber in einem der betreffenden Fächer 
auf Grund eines Hochſchulſtudiums vor einer ſtaat⸗ 
lichen Prüfungsbehörde bereits eine Prüfung mit 
Erfolg abgelegt hat, in welcher mindeſtens die 
gleichen Anforderungen wie in der ſchriftlichen Sach⸗ 
prüfung geſtellt werden. 

Will ein akademiſch geprüfter Überſetzer nach⸗ 
träglich noch eine Fachprüfung in einer Sprache 
ablegen, in welcher er bereits im Nebenfach ge⸗ 
prüft iſt, ſo kann der Vorſitzende des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes durch Anrechnung früherer Studien⸗ 
ſemeſter die Zulaſſung erleichtern und durch Erlaß 
der ſachlichen Pflichtfächer die Prüfung beſchränken. 

Will ein akademiſch geprüfter Überſetzer ſich 
ſpäterhin einer weiteren Prüfung in einer zweiten 
oder dritten Sprache als Nebenfach unterziehen, 
ſo iſt unter Anrechnung ſeiner bisherigen Studien⸗ 
ſemeſter das Studium auf Grund eines Hörer⸗ 
ſcheins für die Zulaſſung als genügend anzuſehen. 


$ 12, 
Feſtſtellung des Prüfungsergebniſſes. 


Die Leiſtungen in den einzelnen Prüfungs⸗ 
fächern werden ſowohl für die ſchriftliche als für 


die mündliche Prüfung von den Fachprüfern be⸗ 
wertet. Auf Grund der Ergebniſſe der ſchriftlichen 
Prüfung entſcheidet der Vorſitzende nach An⸗ 
hörung des Prüfungsausſchuſſes über die Zu⸗ 
laſſung zur mündlichen Prüfung. Die Geſamt⸗ 
note wird auf Grund der Einzelbewertungen vom 
Vorſitzenden nach Anhörung des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes feſtgeſetzt. Dabei bleiben die Leiſtungen 
in den Wahlfächern und in den Zuſatzprüfungen 
unberückſichtigt. 

Für die Bewertung der Einzelleiſtungen wie 
für das Geſamturteil ſind folgende Noten möglich: 
1 (ausgezeichnet), 2 (gut), 3 (befriedigend), 
4 (genügend), 5 (ungenügend). 


§ 13. 
Zeugniſſe. 

Über die beſtandene Fachprüfung wird ein 
Zeugnis ausgeſtellt, das den Inhaber berechtigt, 
ſich „Akademiſch geprüfter Überſetzer“ zu nennen. 

In das Zeugnis werden die Urteile über die 
Leiſtungen in den einzelnen Prüfungsfächern, ein⸗ 
ſchließlich der durch Seminarübungsſcheine nach⸗ 
gewieſenen Leiſtungen in Kurzſchrift und Ma⸗ 
ſchinenſchreiben, ſowie das Geſamturteil auf⸗ 
genommen. 

Die Leiſtungen des Bewerbers in einer 
Zuſatzprüfung werden durch ein Zuſatzzeugnis 
ausgewieſen. 
§ 14. 
Rücktritt von der Prüfung. 


Der Rücktritt von der Prüfung iſt nur bis 
unmittelbar vor Prüfungsbeginn geſtattet. Das 
Ausbleiben beim erſten Klauſurtermin gilt als 
Rücktritt. 

$ 15. 
Wiederholung der Prüfung. 

Die Prüfung kann nur zweimal wiederholt 
werden. Vorausſetzung für die nochmalige Zu⸗ 
laſſung iſt der Nachweis des erfolgreichen Be⸗ 
ſuches eines Oberſeminars. Der Vorſitzende kann 
im Hinblick auf das Prüfungsergebnis die Warte⸗ 
friſt auf zwei Semeſter verlängern. 


9 16. 
Täuſchungsverſuch. 

Ein Bewerber, der bei der Prüfung zu täuſchen 
verſucht, insbeſondere ſich unerlaubter Hilfsmittel 
bedient, wird von der Prüfung ausgeſchloſſen. 
Eine Wiederholung nach Ausſchluß iſt nicht möglich. 


§ 17. 
Gebühren. 
Die Gebühren ſind zugleich mit der Meldung 
zur Prüfung zu entrichten. Sie betragen: 
für die Fachprüfung (ohne Rückſicht auf die Zahl 
der gewählten Sprachen) 95 RM, 
für die Wiederholung der Fachprüfung 47,50 RM, 
für die Zuſatzprüfung (ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Fächer) 25 RM, 
für die Wiederholung der Zuſatzprüfung 12,50 RM. 
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Vorausſetzung für die Erhebung der Ge⸗ 
bühr für die Zuſatzprüfung iſt, daß die Meldung 
zur Zuſatzprüfung nach beſtandener Fach⸗ 
prüfung eingeht. 

für die Fachprüfung nach $ 11 Abſ. 2 25 RM, 
für die Wiederholung der Fachprüfung nach § 11 
Abſ. 2 12,50 RM. 


5 18. 


Entziehung der Berechtigung zur Führung der Bezeichnung 
„Akademiſch geprüfter Aberſetzer“. 

Die Berechtigung zur Führung der Bezeichnung 
„Akademiſch geprüfter Überſetzer“ kann wieder 
entzogen werden: 

a) wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß ſie durch 
Täuſchung erworben worden iſt, oder wenn 
weſentliche Vorausſetzungen für die Ver⸗ 
leihung irgendwie als gegeben angenommen 
worden ſind, 5 

b) wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß der 
Inhaber der Verleihung dieſer Berechtigung 
unwürdig war, 

e) wenn ſich der Inhaber durch ſein ſpäteres 
Verhalten des Führens dieſer Bezeichnung 
unwürdig erwieſen hat. 

Über die Entziehung entſcheidet ein Ausſchuß, 
der aus dem Rektor und den Dekanen beſteht. 

Gegen die Entſcheidung über die Entziehung iſt 
innerhalb eines Monats nach Zuſtellung des Be⸗ 
ſchluſſes die Beſchwerde an den Reichserziehungs⸗ 
miniſter zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. 

Dem Inhaber iſt, ſofern es tunlich erſcheint, vor 
der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes Gelegenheit zur 
Außerung zu geben. 

Die Entſcheidung iſt mit der Zuſtellung wirkſam. 
Die Zuſtellung des Beſchluſſes iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung über „Zuſtellungen 
von Amts wegen“ vorzunehmen. 

Die vollzogene Entziehung iſt nebſt Gründen, 
die zu der Entziehung geführt haben, ſowie unter 
Angabe des Namens, Vornamens, Geburtstages 
und ortes des Betroffenen und des Tages der 
Zuſtellung des Entziehungsbeſchluſſes dem Reichs⸗ 
erziehungsminiſter anzuzeigen. 


Saldo“ 
Inkrafttreten der Prüfungsordnung. 


Die Prüfungsordnung tritt am 1. November 
1937 in Kraft. 


Berlin, den 9. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Zſchintzſch. 
W J 4750 WL, WS, E III, E IV, E VII (b). 


*. 


Anlage 2. 
Ordnung 
der Diplomprüfung für Dolmetſcher. 
5 I 


Zweck der Prüfung. 

Die Diplomprüfung für Dolmetſcher gibt den 
am Dolmetſcher⸗Inſtitut in der Staats⸗ und Wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Heidelberg geprüften Akademiſchen Überſetzern die 
Möglichkeit, den Grad eines Diplom⸗Dolmetſchers 
zu erwerben. Sie bildet den Abſchluß eines weiteren 
zweiſemeſtrigen Studiums, das einer vertieften 
und erweiterten wiſſenſchaftlichen Ausbildung in 
den Sprach- und Sachfächern und der beſonderen 
Steigerung der Leiſtung im Dolmetſchen ge- 
widmet iſt. 


§ 2. 
Prüfungs ausſchuß. 


Dem Prüfungsausſchuß gehören an: 

1. der Dekan der Staats⸗ und Wirtſchafts⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät als Vorſitzender, 

2. der Direktor des Dolmetſcher⸗Inſtituts 
als ſtellvertretender Vorſitzender, 

3. die auf Vorſchlag des Dekans der Staats⸗ und 
Wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Fakultät von dem 
Badiſchen Miniſter des Kultus und Unterrichts 
beſtätigten Fachprüfer, 

4. als Beiſitzer: 

a) der Leiter der Reichsfachſchaft für das 
. in der Deutſchen Rechts⸗ 
ront, 

b) der Leiter des Sprachendienſtes im Aus⸗ 
wärtigen Amt, 

c) weitere vom Vorſitzenden zugezogene Mit⸗ 
glieder des Lehrkörpers der Univerſität 
Heidelberg. 


§ 3. 
Zulaſſung zur Prüfung. 
Die Zulaſſung zur Diplomprüfung ſetzt voraus: 

1. das Reifezeugnis einer Vollanſtalt, d. h. einer 
Schule, die ein vollgültiges Reifezeugnis zu 
erteilen berechtigt iſt, oder ein vom Reichs⸗ 
erziehungsminiſter als gleichwertig anerkanntes 
Zeugnis. Bewerber mit Oberſekundareife 
werden nicht zugelaſſen; 

2. das Fachzeugnis für „Akademiſch geprüfte 
Überſetzer“ mit mindeſtens 2 (gut) als Geſamt⸗ 
urteil in der Hauptfachſprache, die für die 
Diplomprüfung gewählt wird; 

3. ein zweiſemeſtriges Studium im Oberſeminar 
der für die Diplomprüfung gewählten Sprache 
nach Ablegung der Fachprüfung und die An⸗ 
fertigung einer Seminararbeit; 

4. einen mindeſtens halbjährigen Aufenthalt in 
dem Fremdland, deſſen Sprache Gegenſtand 
der Prüfung iſt. 

Die Zulaſſung zur Prüfung erfolgt durch den 
Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes auf Grund 
einer ſchriftlichen Meldung. 
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§ 4. 
Meldung zur Prüfung. 


Die Meldung iſt innerhalb der jeweils durch 
Anſchlag bekanntgegebenen Friſt einzureichen. Sie 
Hat zu enthalten: 

1. einen vom Bewerber verfaßten und eigen⸗ 
händig geſchriebenen Lebenslauf, 

2. einen Nachweis über die Abſtammung, 

3. den Nachweis der in § 3 genannten Zu⸗ 
laſſungsvorausſetzungen, 

4. den Nachweis darüber, daß der Bewerber zur 

Zeit der Meldung an der Univerſität Heidelberg 

immatrikuliert iſt, 

. die Angabe der Sprache und des Wahlfaches, 

das in die Prüfung einbezogen werden ſoll, 

6. ein nach Prüfungsgebieten geordnetes Ver⸗ 
zeichnis der beſuchten Vorleſungen und 
Übungen, 

7. je einen Seminarübungsſchein für deutſche 
Kurzſchrift (150 Silben) und für die Kurz⸗ 
ſchrift des Fremdlandes, deſſen Sprache geprüft 
werden ſoll (120 Silben), 

8. eine Erklärung darüber, ob der Bewerber 
gerichtlich beſtraft iſt, 

9. die Beſcheinigung der Univerſitätskaſſe über 
die Entrichtung der Prüfungsgebühr. 


§ 5. 
Amfang und Gegenſtand der Prüfung. 


Die Prüfung erſtreckt ſich auf Sprach- und Sach⸗ 
fächer und gliedert ſich in einen ſchriftlichen und 
einen mündlichen Teil. Es kann jeweils nur eine 
Sprache gewählt werden. Die Hinzunahme eines 
Wahlfaches iſt Pflicht. Als Wahlfächer ſind zu⸗ 
gelaſſen: 

a) Betriebswirtſchaftslehre, 

b) Zeitungs wiſſenſchaft, 

c) Warenkunde, 

d) ſonſtige an der Univerſität Heidelberg ver⸗ 
tretene und vom Direktor des Dolmetſcher⸗ 
Inſtituts allgemein als wählbar bekannt⸗ 
gegebene Fächer. 


1 6. 
Prüfungsplan. 

Der ſchriftliche Teil umfaßt: 

1. einen fremdſprachlichen Aufſatz ohne Hilfs⸗ 
mittel über eines von drei wählbaren landes⸗ 
kundlichen Themen (4 Stunden), 

2. einen Aufſatz in der Mutterſprache über eines 
von je drei wählbaren Themen aus den Ge⸗ 
bieten der Wirtſchaft, des Rechts und des 
Wahlfaches (4 Stunden), 

3. Berichte in deutſcher bzw. fremder Sprache 
über einen in fremder bzw. deutſcher Sprache 
gehaltenen Vortrag, und zwar: 

a) einen ausführlichen Bericht, 
b) einen Kurzbericht mit vorgeſchriebener Wort⸗ 
zahl (4 Stunden), 

4. Überſetzungen ſchwieriger Texte aus der 

Fremdſprache (3 Stunden), 

. Überjegungen ſchwieriger Texte in die Fremd⸗ 

ſprache (3 Stunden). 


* 
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Der mündliche Teil umfaßt: 
1. Überſetzen ſchwieriger Texte in die Fremd⸗ 
ſprache (15 Minuten), 


2. Überſetzen ſchwieriger Texte aus der Fremd⸗ 
ſprache (15 Minuten), 


3. Dolmetſchen zweiſprachig geführter Verhand⸗ 
lungen (20 Minuten), 

4. Dolmetſchen von Vorträgen (30 Minuten), 

5. einen freien fremdſprachlichen Vortrag auf 
Grund gegebener Stichworte (15 Minuten), 

6. allgemeine politiſche Auslandskunde (15 Min.), 

7. Landeskunde des der Prüfungsſprache ent⸗ 
ſprechenden Landes (15 Minuten), 

8. Volkswirtſchaftslehre (15 Minuten), 

9. Rechtskunde (15 Minuten), 

. ein Wahlfach (15 Minuten). 


— 
D 


. 
Feſtſtellung der Prüfungsergebniſſe. 


Die Leiſtungen in den einzelnen Prüfungs⸗ 
fächeen werden ſowohl für die ſchriftliche als für die 
mündliche Prüfung von den Fachprüfern bewertet. 
Auf Grund der Ergebniſſe der ſchriftlichen Prüfung 
entſcheidet der Vorſitzende nach Anhörung des 
Prüfungsausſchuſſes über die Zulaſſung zur münd⸗ 
lichen Prüfung. Die Geſamtnote wird auf Grund 
der Einzelbewertungen vom Vorſitzenden nach An⸗ 
hörung des Prüfungsausſchuſſes feſtgeſetzt. Für 
die Bewertung der Einzelleiſtungen wie für das 
Geſamturteil ſind folgende Noten möglich: 1 (aus⸗ 
gezeichnet), 2 (gut), 3 (befriedigend), 4 (genügend), 
5 (ungenügend). 


88, 
Diplom. 


Über die beſtandene Prüfung wird ein Diplom 
ausgeſtellt, das den Inhaber berechtigt, den Grad 
„Diplom⸗Dolmetſcher“ zu führen. Das Diplom 
wird von dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes 
unterzeichnet. Das mit dem Diplom verbundene 
Zeugnis über die Prüfungsergebniſſe unterzeichnen 
der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes ſowie die 
Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes, die den Kandi⸗ 
daten geprüft haben. 


9 9. 
Rücktritt von der Prüfung. 
Der Rücktritt von der Prüfung iſt grundſätzlich 
nur vor Prüfungsbeginn geſtattet. Das Aus⸗ 
bleiben beim erſten Klauſurtermin gilt als Rücktritt. 


§ 10. 
Wiederholung der Prüfung. 


Die Prüfung kann nur einmal wiederholt 
werden. Vorausſetzung für die nochmalige Zu⸗ 
laſſung iſt der Nachweis des erfolgreichen Beſuches 
eines Oberſeminars. Der Vorſitzende kann im 
Hinblick auf das Prüfungsergebnis die Wartefriſt 
auf zwei Semeſter verlängern. 
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§ 11. 
Täuſchungsverſuch. 

Ein Bewerber, der bei der Prüfung zu täuſchen 
verſucht, insbeſondere ſich unerlaubter Hilfsmittel 
bedient, wird von der Prüfung ausgeſchloſſen. 
Eine Wiederholung nach Ausſchluß iſt nicht möglich. 


Sn 
Gebühren. 
Die Gebühren ſind zugleich mit der Meldung 
zur Prüfung zu entrichten. Sie betragen: 
für die Diplomprüfung (ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Wahlfächer) 100 RM, 
für die Wiederholung der Diplomprüfung 50 RM. 


$ 13. 
Entziehung des Grades eines Diplom⸗Dolmetſchers. 


Der Grad eines Diplom⸗Dolmetſchers kann 
wieder entzogen werden: 

a) wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß er durch 
Täuſchung erworben worden iſt, oder wenn 
weſentliche Vorausſetzungen für die Verleihung 
irrigerweiſe als gegeben angenommen worden 
ſind 

b) wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß der In⸗ 
haber der Verleihung des Grades unwürdig 


war 

€) wenn ſich der Inhaber durch ſein ſpäteres Ver⸗ 
halten des Tragens dieſes Grades unwürdig 
erwieſen hat. 


Über die Entziehung entſcheidet ein Ausſchuß, 
der aus dem Rektor und den Dekanen beſteht. 

Gegen die Entſcheidung über die Entziehung 
iſt innerhalb eines Monats nach Zuſtellung des 
Beſchluſſes die Beſchwerde an den Reichserziehungs⸗ 
miniſter zuläſſig. Die Beſchwerde hat keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung. . 

Dem Inhaber des Grades ift, ſofern es tunlich 
erſcheint, vor der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes 
Gelegenheit zur Außerung zu geben. 8 

Die Entſcheidung iſt mit der Zuſtellung wirkſam. 
Die Zuſtellung des Beſchluſſes iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung über „Zuſtellungen 
von Amts wegen“ vorzunehmen. Die vollzogene 
Entziehung iſt nebſt Gründen, die zu der Entziehung 
geführt haben, ſowie unter Angabe des Namens, 
Vornamens, Geburtstages und -orte des Be⸗ 
troffenen und des Tages der Zuſtellung des Ent⸗ 
ziehungsbeſchluſſes dem Reichserziehungsminiſter 
anzuzeigen. 

8 14. 
Inkrafttreten der Prüfungsordnung. 

„Die Prüfungsordnung tritt am 1. November 1937 
in Kraft. 


Berlin, den 9. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


W 4750 WL, WS, E III, E IV, E VII (b). 


575. Diplomprüfung für Zuckerfabrikingenieure. 


Zum Bericht vom 15. Januar 1937 — Nr. 52 —. 

Ich habe im Einvernehmen mit dem Herrn 
Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft unter dem heutigen Tage eine Prü⸗ 
fungsordnung für Diplom⸗Zuckerfabrikingenieure er⸗ 
laſſen, die ich in der Anlage zur Kenntnis und 
Beachtung überſende. Die Prüfungsordnung tritt 
am 1. April 1938 in Kraft. Mit dem gleichen Zeit⸗ 
punkt verliert die bisherige Prüfungsordnung für 
Zuckerfabrikingenieure vom 28. Juni 1934 — UI 
40666/34 — (Bentrbl. f. d. geſ. Unterr.⸗Verw. 
S. 217) ihre Gültigkeit. 

Hinſichtlich der Prüfungsgebühren ſind die Erlaſſe 
vom 22. Juli 1936 — W Ia 462/36 2 IIa, M — 
(RMinAmtsbldDtſch Wiſſ. S. 357) und vom 24. Fe⸗ 
bruar 1937 — W Ia 108/37 E III, E IV, E V, 
2 Ia — zu beachten. 

Schließlich erſuche ich, mir drei Abdrucke des 
l für Zuckerfabrikingenieure zu über⸗ 
enden. 


Berlin, den 16. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Landwirtſchaftliche Fakultät der Univerſität 
Berlin (durch den Herrn Kurator). — Abdruck 
zur Kenntnis an die Herren Vorſteher der nach⸗ 
geordneten Dienſtſtellen der preußiſchen Wiſſen⸗ 
ſchaftsverwaltung und die Hochſchulverwaltungen 
der Länder. — W J 290/37 Z II a (b). 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 519.) 


* 
Anlage. 


Ordnung 
der Diplomprüfung für Zucker fabrilingenieure 
in der CTandwirtſchaftlichen Fakultät der 
Aniverſttät Berlin. 


Sale 
Zweck der Prüfung. 

Durch die Diplomprüfung für Zuckerfabrik⸗ 
ingenieure ſoll der Bewerber nach ordnungs⸗ 
mäßigem Hochſchulſtudium den Nachweis der Vor⸗ 
bildung erbringen, die für eine ſelbſtändige, von 
wiſſenſchaftlichen Geſichtspunkten geleitete Berufs⸗ 
tätigkeit erforderlich iſt. 

Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird der 
Grad „Diplom⸗Zuckerfabrikingenieur“ verliehen. 


8 2. 
Prüfungs ausſchuß. 

Die Prüfung findet vor einem Prüfungsausſchuß 
in der Landwirtſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
in Berlin ſtatt. 

Vorſitzender des Prüfungsausſchuſſes iſt der 
Dekan der Landwirtſchaftlichen Fakultät, ſein Stell⸗ 
vertreter der Direktor des Inſtituts für Zucker⸗ 
induſtrie. 
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Mitglieder des Prüfungsausſchuſſes ſind: 

a) von der Landwirtſchaftlichen Fakultät 
die Inhaber der Lehrſtühle für Chemie, 
Phyſik und landwirtſchaftliche Botanik ſowie 
ein Vertreter für Maſchinenkunde, 

b) von dem Inſtitut für Zuckerinduſtrie 
der Direktor und die Dozenten für Zucker⸗ 
fabrikation ſowie die Leiter der ſchriftlichen 
Prüfungsarbeiten. 


9 3. 
Zulaſſung zur Prüfung. 
Die Zulaſſung zur Prüfung iſt abhängig von 


dem Nachweis 


a) des Zeugniſſes einer deutſchen Vollanſtalt, 
d. h. einer Schule, die ein vollgültiges Reife⸗ 
zeugnis zu erteilen berechtigt iſt, oder einer 
vom Reichserziehungsminiſter als gleichwertig 
anerkannten Ausbildung, 

einer praktiſchen Tätigkeit während zweier 
Kampagnen in Zuckerfabriken, 

eines ſechsſemeſtrigen Hochſchulbeſuches in 
Deutſchland. Von der Studienzeit muß der 
Bewerber mindeſtens drei Halbjahre der 
Univerſität Berlin als Student angehört und 
in der landwirtſchaftlich-techniſchen Abteilung 
voll belegt haben. Ein gleichartiges Fach⸗ 
ſtudium an anderen Hochſchulen kann der Vor⸗ 
ſitzende des Prüfungsausſchuſſes bis zur Dauer 
von drei Halbjahren anrechnen. 


Ferner muß der Bewerber nachweiſen, daß er 
die nachſtehenden Vorleſungen und Übungen 


1. Chemie, anorganiſche und organiſche, nebſt 
zweiſemeſtrigen Übungen, 

2. Phyſik nebſt zweiſemeſtrigen Übungen, 

. Botanik nebſt zweiſemeſtrigen Übungen, 

. Volkswirtſchaftslehre, 

. Maſchinenkunde nebſt vierſemeſtrigen Übungen, 

. Gewinnung des Zuckers aus der Rübe und 
dreiſemeſtriges Praktikum im Inſtitut für 
Zuckerinduſtrie 

beſucht und ſchließlich 
7. an der dreiſemeſtrigen ſportlichen Grund⸗ 

ausbildung teilgenommen hat. 


Das Geſuch um Zulaſſung zur Prüfung iſt 
früheſtens zu Beginn des ſiebenten Semeſters bei 
dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes ein⸗ 
zureichen. Ihm ſind beizufügen: 
1. ein vom Bewerber verfaßter und eigenhändig 
geſchriebener Lebenslauf, der beſonders auch 
über die politiſche Betätigung Auskunft gibt, 

. ein Nachweis über die Abſtammung, 

.das Zeugnis der Vollanſtalt oder einer anderen 
anerkannten Vorbildung, 

. Zeugniſſe über die praktiſche Tätigkeit während 
zweier Kampagnen, 

. der Nachweis über die dreiſemeſtrige ſportliche 
Grundausbildung, 

6. ein Leumundszeugnis, ſofern die Meldung zur 

Prüfung nicht während der Studienzeit erfolgt, 


[Sp 
— 


0 
— 


S M SL) 


A m m 


7. die beglaubigten Verzeichniſſe der von ihm 
beſuchten Vorleſungen und Übungen und die 
darüber ausgeſtellten Beſcheinigungen, 

8. die Quittung über die eingezahlten Gebühren. 


Der Vorſitzende teilt dem Bewerber das Er⸗ 
gebnis der Prüfung ſeines Geſuches mit. 

Die mündliche Prüfung findet früheſtens zu 
Beginn des achten Semeſters ſtatt. 


8 4. 
Die Prüfung. 
Die Prüfung beſteht aus einem ſchriftlichen und 
einem mündlichen Teil. 
Gegenſtände der ſchriftlichen Prüfung ſind: 
1. Zuckerfabrikation (experimentell), 


2. Zuckerchemie (experimentell), 
3. Maſchinenkunde. 
Gegenſtände der mündlichen Prüfung ſind: 
1. Chemie, 
2. Phyſik, 
3. Botanik, 
4. Zuckerfabrikation, 
5. Mechanik und Maſchinenbau. 


§ 5. 
Ergebnis der Prüfung. 


Das Ergebnis der Prüfung wird auf Grund der 
ſchriftlichen und mündlichen Prüfung beſtimmt. 
Über die Leiſtungen in den einzelnen Prüfungs⸗ 
gebieten und über die Geſamtleiſtung werden 
Urteile gebildet. Zuläſſig ſind folgende: 

e in, 

2 = gut, 

3 = genügend, 

4 = mangelhaft, 
5 = ungenügend. 

Das Geſamturteil wird durch Mittelbildung aus 
den Einzelurteilen feſtgeſtellt. Brüche bis ½ 
werden nach unten, über ½ nach oben abgerundet. 

Die Prüfung iſt nicht beſtanden, wenn das 
Urteil in der ſchriftlichen Prüfung in einem Fache 
ungenügend iſt. Die Prüfung gilt ferner als nicht 
beſtanden, wenn das Urteil in der mündlichen 
Prüfung in der Zuckerfabrikation oder in Chemie 
„ungenügend“ lautet. 

Eine ungenügende Einzelnote in den übrigen 
Fächern der mündlichen Prüfung kann durch das 
Urteil „ſehr gut“ in einem anderen mündlichen 
Prüfungsfach ausgeglichen werden. Andernfalls 
gilt die Prüfung als nicht beſtanden. 


6. 
Diplom. 


Auf Grund der beſtandenen Prüfung wird ein 
Diplom nach beiliegendem Muſter ausgeſtellt, das 
von dem Vorſitzenden des Prüfungsausſchuſſes zu 
unterzeichnen iſt. Das damit verbundene Zeugnis 
über die Prüfungsergebniſſe unterzeichnen der 
Vorſitzende und die Mitglieder des Prüfungs⸗ 
ausſchuſſes, die den Prüfling geprüft haben. 
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Se 
Miederholung der Prüfung. 

Iſt das Urteil in der ſchriftlichen Prüfung in 
einem Fache ungenügend, ſo kann dem Prüfling 
auf ſeinen Antrag ſofort einmalig eine neue Auf⸗ 
gabe aus demſelben Fachgebiet geſtellt werden. 
Bei mehr als einem „ungenügend“ muß die ganze 
ſchriftliche Prüfung wiederholt werden. 
Lautet das Urteil in der mündlichen Prüfung 
in der Zuckerfabrikation oder in Chemie „un⸗ 
genügend“, ſo iſt auf Antrag des Prüflings eine 
Wiederholung nur der mündlichen Prüfung in 
allen Fächern zuläſſig. Über den Zeitpunkt dieſer 
Wiederholungsprüfung trifft der Vorſitzende des 
Prüfungsausſchuſſes Beſtimmung; er darf nicht 
vor Ablauf eines Jahres nach der erſten Prüfung 
angeſetzt werden. 

Ein Nichtbeſtehen der ſchriftlichen oder münd⸗ 
lichen Wiederholungsprüfung ſchließt eine Wieder⸗ 
holung der Geſamtprüfung aus. 


8 8. 
Gebühren. 


Die Gebühren ſind zugleich mit der Meldung 
zur Prüfung zu entrichten. Sie betragen: 


für die Diplomprüfung 60 RM, 
für die Wiederholung der Prüfung 30 RM 
(ganze ſchriftliche oder ganze mündliche Prüfung). 


89, 
Entziehung. 


Der Grad eines Diplom⸗Zuckerfabrikingenieurs 
kann wieder entzogen werden: 


a) wenn ſich nachträglich herausſtellt, daß er durch 
Täuſchung erworben worden iſt, 

b) wenn ſich nachträglich ergibt, daß der Inhaber 
der Verleihung des Grades unwürdig war, 

c) wenn ſich der Inhaber durch ſein ſpäteres Ver⸗ 
halten des Tragens dieſes Grades unwürdig 
erwieſen hat. 


Über die Entziehung entſcheidet ein Ausſchuß 
der aus dem Rektor und den Dekanen beſteht. 

Gegen die Entſcheidung über die Entziehung iſt 
innerhalb eines Monats nach Zuſtellung des Be⸗ 
chluſſes die Beſchwerde an den Reichserziehungs⸗ 
miniſter zuläſſig; ſie hat keine aufſchiebende Wirkung. 

Als Täuſchung des Prüfungsausſchſſes iſt u. a. 
anzuſehen: Fälſchung des Reife- oder der Studien⸗ 
zeugniſſe, Abgabe einer falſchen eidesſtattlichen 
Verſicherung, Verſchweigung erheblicher Vor⸗ 
ſtrafen uſw. 

Des Grades eines Diplom - Zuderfabrik- 
ingenieurs erweiſt ſich in jedem Falle als unwürdig, 
wer gemäß $ 2 des Reichsgeſetzes über den Wider⸗ 
ruf von Einbürgerungen und die Aberkennung der 
deutſchen Staatsangehörigkeit vom 14. Juli 1933 
(RG Bl. 1 S. 480) der deutſchen Staatsangehörigkeit 
für verluſtig erklärt worden iſt. 

Dem Inhaber des Grades iſt, ſofern es tunlich 
erſcheint, vor der Beſchlußfaſſung des Ausſchuſſes 
Gelegenheit zur Außerung zu geben. Die Anhörung 
erübrigt ſich in den Fällen, in denen die Entziehung 


des Grades wegen Aberkennung der deutſchen 
Staatsangehörigkeit erfolgt. 

Die Entſcheidung wird mit der Zuſtellung 
wirkſam. 8 

Die Zuſtellung des Beſchluſſes iſt nach den Vor⸗ 
ſchriften der Zivilprozeßordnung über, Zuſtellungen 
von Amts wegen“ vorzunehmen. 1 

Die vollzogene Entziehung iſt nebſt Gründen, 
die zu der Entziehung geführt haben, ſowie unter 
Angabe des Namens, Vornamens, Geburtstages 
und Kortes des Betroffenen und des Tages der 
Zuſtellung des Entziehungsbeſchluſſes dem Reichs⸗ 
erziehungsminiſter anzuzeigen. 5 

Eine Zurückforderung des Diploms im Falle 
der Entziehung des Grades erfolgt nicht. 


8 10. 
Abweichungen. 


Von den Beſtimmungen dieſer Prüfungs⸗ 
ordnung kann nur mit Genehmigung des Reichs⸗ 
erziehungsminiſters abgewichen werden. 


§ 11. 
Inkrafttreten. 
Die Prüfungsordnung tritt am 1. April 1938 
in Kraft. 
Berlin, den 16. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


W 290/37 E II a (b). 


* 
Muſter 1. 
Univerfität Berlin. 
Diplom. 
n... . ; 
(Name, Vorname) 
geboren am eee zu 
ee er. ), hat am 


die Diplomprüfung gemäß der Prüfungsordnung 
vom 16. November 1937 — W 290/37 Z II a (b) — 
mit dem Geſamturteil 


555 
beſtanden. 


Auf Grund dieſer Prüfung wird ihm der Grad 
Diplom- Zuckerfabrikingenieur 
verliehen. 
FTT 
Der Vorſitzende des Prüfungsausſchuſſes: 


(Siegel des Dekans: 
kleines Reichsſiegel.) 
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Muſter 2. 
Prüfungszeugnis. 


Heeerrtrtttt. 2 
geboren am 
reisen. ), hat ſich gemäß der Ordnung 
der Diplomprüfung für Zuckerfabrikingenieure an 
der Univerſität Berlin vom 16. November 1937 
— W J 290/37 Z IIa (b) — der Prüfung unter⸗ 
zogen und in den einzelnen Gebieten folgende 
Urteile erhalten: 


Schriftliche Prüfung aun 
In Zuckerfabrikatio: n: 
In Zuckerchemie: a 
In Maſchinenkunde 
Mündliche Prüfung am 
hee 
In Phyſik: 
n! 
In Zuckerfabrikation: N i 
In Mechanlkf! ee 
In Maſchinenbar 


Nach dem Ausfall der ſchriftlichen und münd⸗ 
lichen Prüfung wird ihm das Geſamturteil 


zuerkannt. 
Beblin, fr; 
Der Prüfungsausſchuß: 
(Kleines Reichsſiegel.) 
Der Vorſitzende: Die Mitglieder: 


576. Veröffentlichung von Diſſertationen in 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften. 


Für die Veröffentlichung von Diſſertationen in 
wiſſenſchaftlichen Zeitſchriften oder als ſelbſtändige 
Monographie ſowie innerhalb einer wiſſenſchaft⸗ 
lichen Schriftenſammlung iſt zwiſchen der Dienſt⸗ 
ſtelle „Schrifttum und Verlagsweſen“ im 
NSDD.⸗Dozentenbund, der Arbeitsgemeinſchaft 
wiſſenſchaftlicher Verleger und dem Börſen⸗ 
verein der Deutſchen Buchhändler mit meiner 
Zuſtimmung am 21. September 1937 folgende 
Vereinbarung getroffen worden: 


1. An Qualität und Umfang von Diſſertationen, 
die ausnahmsweiſe in Zeitſchriften als ſelb⸗ 
ſtändige Monographie oder innerhalb einer 
wiſſenſchaftlichen Schriftenſammlung erſcheinen, 
müſſen dieſelben Anforderungen geſtellt werden 
wie an die anderen Beiträge bezw. Veröffent⸗ 
lichungen. 

2. Den Fakultäten wird empfohlen, von Diſſer⸗ 
tationen, die in Zeitſchriften als ſelbſtändige 
Monographie oder innerhalb einer wiſſenſchaft⸗ 


lichen Schriftenreihe erſcheinen, nicht mehr als 

56 Pflichtexemplare anzufordern, von denen 50 

für einen beſchränkten Schriftenaustauſch den 

Bibliotheken zur Verfügung zu ſtellen ſind. 

3. Diſſertationen, die in einer Zeitſchrift als 
ſelbſtändige Monographie oder innerhalb 
einer wiſſenſchaftlichen Schriftenreihe ver⸗ 
öffentlicht werden, müſſen in der Zeitſchrift 
ſelbſt ſowie in den Sonderdrucken bezw. im 
Impreſſum auf der Rückſeite des Titels deutlich 
als Diſſertation gekennzeichnet werden. Die 
Kennzeichnung erfolgt durch Eindruck der 
Ziffer, die die betreffende Hochſchule, von der 
die Diſſertation angenommen worden iſt, im 
Bibliotheksverkehr führt, alſo z. B. D 11 für 
eine Diſſertation der Univerſität Berlin. 

Durch dieſe Vereinbarung iſt das zwiſchen 
Vertretern des Reichsverbandes der deutſchen Hoch⸗ 
ſchulen und führenden Verlegern wiſſenſchaftlicher 
Zeitſchriften getroffene Abkommen vom 16. Januar 
1935 — mitgeteilt durch Erlaß vom 1. Auguſt 
1935 — WI a 1657 — gegenſtandslos geworden. 


Berlin, den 23. November 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der preu⸗ 
ßiſchen Hochſchulverwaltung und die Hochſchul⸗ 
verwaltungen der Länder. — W A 2490. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 522.) 


577. Nichtwiſſenſchaftliche Leiſtung zur Er⸗ 
langung der Dozentur (Dozentenlehrgang). 


Unter Bezugnahme auf den Runderlaß vom 
11. Mai 1937 — W J 1649 — (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 266/267 Nr. 286) teile ich mit, daß 
die nächſten Dozentenlehrgänge im Februar, März 
und April 1938 (je vier Wochen) in üblicher Weiſe 
in Tännich bei Rudolſtadt i. Thür. ſtattfinden. 
Die Teilnehmerzahl wird auf 30 bis 35 beſchränkt. 

Die Meldungen der Teilnehmer ſind mir in 
einer Liſte — wie üblich — bis ſpäteſtens 
5. Januar 1938 vorzulegen. 

Ich bemerke noch, daß für die in Frage 
kommenden Teilnehmer, die nicht unmittelbar an 
den Hochſchulen beſchäftigt ſind, vornehmlich der 
Dozentenlehrgang im April 1938 in Ausſicht ge⸗ 
nommen iſt. 


Berlin, den 23. November 1937. 
Der Reichs- und Preußiſche Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Wacker. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der preu⸗ 
ßiſchen Hochſchulverwaltung und die Hochſchul⸗ 
verwaltungen der Länder (außer Preußen) durch 
die Herren Reichsſtatthalter. — W J 4900/37. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 522.) 
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b) Für Preußen 
578. Zuſammenlegung der Techniſchen Hoch⸗ 
ſchule in Breslau mit der Univerfität in 
Breslau. 

In der Anlage überſende ich Abſchrift des 
Beſchluſſes des Preußiſchen Staatsminiſteriums 
vom 12. November 1937 zur gefälligen Kenntnis 
und weiteren Veranlaſſung. 


Berlin, den 23. November 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ru ſt. 


An den Herrn Kurator der Univerſität und der 
Zen Hochſchule in Breslau. — W G 3075 
a (2 


(Rin Amtsbl‚dtſch Wiſſ. 1937 S. 523.) 


* 5 * 
Anlage. 


Beſchtuß des Vreußiſchen Staatsminiſterium⸗ 
vom 12. November 1937. 


1. Der Beſchluß des Preußiſchen Staats miniſteriums 
vom 2. Dezember 1932 — St. M. 112012 — 
wird aufgehoben. 

2. Die Univerſität und die Techniſche Hochſchule 
in Breslau bleiben als ſelbſtändige Hochſchul⸗ 
einrichtungen erhalten. 

3. Die auf Grund der Beſchlüſſe des Preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 2. Dezember 1932 und 
vom 8. März 1933 durchgeführten Maßnahmen, 
insbeſondere die Vereinigung der Verwaltung 
und der Haushalte, die Zuſammenlegung ver⸗ 
ſchiedener Inſtitute, bleiben aufrechterhalten. 

4. Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung wird er⸗ 
mächtigt, alle Maßnahmen zu treffen, die zur 
Durchführung dieſes Beſchluſſes erforderlich 
werden; er kann auch weiterhin die Zuſammen⸗ 
legung von Inſtituten und Einrichtungen der 
beiden ſelbſtändigen Hochſchulen ſowie die Er⸗ 
richtung und den Ausbau gemeinſamer Inſtitute 
betreiben. 


Berlin, den 12. November 1937. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ru ſt. 
Beſchluß. — St. M. 1 10936/37. 


Erziehung 
a) Für das Reich 


579. Unterrichtsfilm in Reichsbahnwerkſchulen. 


Der Erlaß vom 22. Juni 1937 — Ve 1230 
E IV — (RMinAmtsblDtſch Wiſſ. S. 323), durch 
den die Werkſchulen der Induſtrie in die Arbeit 
der Reichsſtelle für den Unterrichtsfilm einbezogen 
worden ſind, wird hiermit auf die Reichsbahn⸗ 
werkſchulen ausgedehnt. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 13. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, die 
Herren Regierungspräſidenten und den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin. — 
EI (Ve) 25 EIV. 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 523.) 


580. Bildkärtchen mit Ausſprüchen des 
Führers und führender Männer des neuen 
Deutſchland. 


Von der Parteiamtlichen Prüfungskommiſſion 
zum Schutze des NS.⸗Schrifttums bin ich auf die im 
Kunſtverlage A. Dümpelmann in München 2 KB 
erſchienenen Bildkärtchen mit Ausſprüchen des 
Führers und führender Männer des neuen Deutſch⸗ 
land hingewieſen worden. Die mir vom Verlag. 
vorgelegten Kärtchen ſind künſtleriſch gut aus⸗ 
geführt und von erziehlichem Wert. Ihre Ver⸗ 
breitung bei der Jugend kann daher begrüßt werden. 

Dieſer Erlaß wird nur im Min Amtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 19. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Frank. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder und 
den Herrn Reichskommiſſar für das Saarland. — 
Für Preußen: An die Herren Regierungspräſi⸗ 
denten, die Herren Oberpräſidenten (Abteilung 
für höheres Schulweſen) und den Herrn Stadt⸗ 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin. — 
E II a 2999/37 E III, V. 

(RMinAmtsblDDtſch Wiſſ. 1937 S. 523.) 


581. Geſetz zur Anderung des Geſetzes über 
die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchul⸗ 
lehrer » Befoldungsgejeg — VBG. —) vom 
1. Mai 1928 (GS. S. 125) und des Geſetzes 
über die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an den 
Berufsſchulen (Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗ 
Beſoldungsgeſetz — GBG. —) vom 16. April 
1928 (GS. S. 89). Vom 8. November 1937. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz 
beſchloſſen: 
81, 
§ 20 Abſ. 1 des Volksſchullehrer⸗Beſoldungs⸗ 
geſetzes vom 1. Mai 1928 (GS. S. 125) in der 
Faſſung der Verordnung vom 12. September 1931 
(GS. S. 179) erhält folgenden Zuſatz: 
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Bis auf weiteres erhalten die verheirateten 
auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen 
vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten 
Lehrer ſowie die verheirateten in nichtfreien 
Stellen auftragsweiſe oder vertretungsweiſe voll⸗ 
beſchäftigten Lehrer im erſten und zweiten Ver⸗ 
gütungsdienſtjahr die Grundvergütung des fünften 
Vergütungsdienſtjahrs, vom Beginn des dritten 
Vergütungsdienſtjahrs an eine Grundvergütung 
in Höhe des Anfangsgrundgehalts der endgültig 
angeſtellten Lehrer. In dieſer Dienſtaltersſtufe 
verbleiben die Schulamtsbewerber und einſt⸗ 
weilig angeſtellten Lehrer fünf Jahre. Nach 
Ablauf dieſer Zeit rücken ſie im Grundgehalt in 
gleicher Weiſe auf, wie wenn ſie als Lehrer 
endgültig angeſtellt worden wären. Verheirateten 
Lehrerinnen wird die Grundvergütung gekürzt 
um 10 v. H. 


§ 2. 
§ 9 Abſ. 1 des Geſetzes über die Dienſtbezüge 


der Lehrperſonen an den Berufsſchulen (Gewerbe⸗ 
und Handelslehrer⸗-Beſoldungsgeſetz — GBG. —) 
vom 16. April 1928 (GS. S. 89) in der Faſſung 
der Verordnung vom 12. September 1931 (GS. 
S. 179) erhält hinter Satz 1 folgenden Zuſatz: 


Bis auf weiteres erhalten verheiratete nicht⸗ 
planmäßige vollbeſchäftigte Lehrperſonen im 
erſten und zweiten Anwärterdienſtjahr eine Grund⸗ 
vergütung nach den Sätzen des fünften Anwärter⸗ 
dienſtjahrs, vom Beginn des dritten Anwärter⸗ 
dienſtjahrs an eine Grundvergütung in Höhe des 
Anfangsgehalts der Beſoldungsgruppe, in der ſie 
bei regelmäßigem Ablauf ihrer Dienſtlaufbahn 
zuerſt planmäßig angeſtellt werden. In dieſer 
Dienſtaltersſtufe verbleiben ſie fünf Jahre. Nach 
Ablauf dieſer Zeit rücken ſie in gleicher Weiſe 
weiter auf, wie wenn ſie planmäßig angeſtellt 
wären. 


8 3 


Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 
1937 ab in Kraft. 


Berlin, den 8. November 1937. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Ruſt. 


de 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den 


Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
1 115 Reichsregierung ihre Zuſtimmung er⸗ 
teilt hat. 


Berlin, den 8. November 1937. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 523.) 


582. Ausführung des Geſetzes vom 8. No⸗ 
vember 1937 (GS. S. 121) zur Anderung des 
Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetzes - VBG.— 
vom 1. Mai 1928 (GS. S. 125) und des 
Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Beſoldungs⸗ 
geſetzes - GBG. vom 16. April 1928 (GS. S. 89). 


A. Volksſchulen. 
1 

(1) Nach dieſem Geſetz erhalten die verheirateten 
auftragsweiſe in freien planmäßigen Schulſtellen 
vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer 
und die verheirateten in nichtfreien Stellen auf⸗ 
tragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigten 
Lehrer vom 1. April 1937 ab bis auf weiteres: 

im erſten und zweiten Vergütungsdienſtjahr 
die Grundvergütung des fünften Vergütungs⸗ 
dienſtjahres, 
im dritten, vierten, fünften, ſechſten und ſiebenten 
Vergütungsdienſtjahr 
eine Grundvergütung in Höhe des Anfangs⸗ 
grundgehalts der endgültig angeſtellten 
Lehrer, 
im achten und neunten Vergütungsdienſtjahr 
das Grundgehalt der zweiten Dienſtaltersſtufe 
uſw. 

(2) Das Vergütungsdienſtjahr ergibt ſich aus 
dem nach den geltenden Vorſchriften feſtgeſetzten 
Vergütungsdienſtalter, das unverändert bleibt. 
Dieſes Vergütungsdienſtalter iſt auch für das Auf⸗ 
rücken der verheirateten Schulamtsbewerber (einſt⸗ 
weilig angeſtellten Lehrer) im Grundgehalt nach 
der neuen Regelung maßgebend (z. B. verbleibt 
ein Schulamtsbewerber, der am Beginn des fünften 
Vergütungsdienſtjahres heiratet, drei Jahre im 
Anfangsgrundgehalt). 


10% 

(1) Die nach dem neuen Geſetz erhöhten Ber- 
gütungen für verheiratete Schulamtsbewerber uſw. 
ſind vom Erſten des Monats an zu zahlen, in dem 
ee e iſt, jedoch früheſtens vom 1. April 

ab. 


(2) Hiernach ergibt ſich folgende Regelung: 

a) Die am 1. April 1937 im Dienſt geweſenen 
Schulamtsbewerber, die im Laufe des Monats 
April 1937 oder früher geheiratet haben, er⸗ 
halten die erhöhten Bezüge mit Rückwirkung 
vom 1. April 1937. 

b) Den am 1. April 1937 im Dienſt geweſenen 
Schulamtsbewerbern, die im Monat Mai oder 
ſpäter geheiratet haben, ſowie den nach dem 
1. April 1937 eingeſtellten Schulamtsbewerbern 
ſind die höheren Bezüge vom Erſten des 
Monats an zu zahlen, in dem die Ehe ge⸗ 
ſchloſſen wurde. 

e) War jedoch der Schulamtsbewerber am Tage 
der Eheſchließung noch nicht in einer plan⸗ 
mäßigen Schulftelle voll beſchäftigt (auftrags⸗ 
weiſe oder vertretungsweiſe), ſondern Fort⸗ 
bildungszuſchußempfänger oder Hilfslehrer, ſo 
dürfen die erhöhten Bezüge erſt von dem 
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Tage ab gewährt werden, von dem an der 
Lehrer in einer planmäßigen Schulſtelle voll⸗ 
beſchäftigt auftragsweiſe oder vertretungsweiſe 
tätig iſt. 

DIL 


Die für die Anweiſung der Dienſtbezüge zu⸗ 
ſtändigen Behörden haben den mit der Auszahlung 
der Dienſtbezüge betrauten Kaſſen die erforder⸗ 
lichen Auszahlungsanordnungen für die hiernach 
feſtzuſetzenden Bezüge zu erteilen. 

Beiſpiel für die Feſtſetzung der Grundvergütung 

eines am 1. April 1937 im Schuldienſt voll 
beſchäftigt geweſenen verheirateten Schulamts⸗ 
bewerbers mit einem Vergütungsdienſtalter vom 
1. April 1935: 


Grundvergütung nach der bisherigen Regelung 
am 1. April 1937 2 300 RM, 
Grundvergütung nach der neuen Regelung 
vom 1. April 1937 ab 2 800 RM, 
vom 1. April 1942 ab 3 050 RM. 


B. Berufsſchulen. 


Die Vorſchriften unter A finden ſinngemäß 
Anwendung auf die verheirateten nichtplanmäßigen 
vollbeſchäftigten Lehrperſonen an den Berufsſchulen 
($9 GBG. ). 


Berlin, den 11. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 
Reichskommiſſar für das Saarland in Saarbrücken 
und den Herrn Stadtpräſidenten der Reichs⸗ 
hauptſtadt Berlin (Abteilung für Volks⸗ und 


Mittelſchulen und Abteilung für Berufs⸗ und 
Fachſchulen). — Abdruck für die Oberrechnungs⸗ 
kammer und das Rechnungsamt bei den Re⸗ 
gierungen. — E II e 2000 E IV. 


(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 524.) 


583. Völkiſche Ausleſe an den höheren Schulen. 
Auf den Bericht vom 12. Auguſt 1937 —B 31809 —. 


Ich erkläre mich damit einverſtanden, daß die 
Beſtimmung unter IV Nr.! des Runderlaſſes vom 
27. März 1935 — E III e 202 uſw. — (RNMin.- 
Amtsbl. Dtſch Wiſſ. S. 125) nicht nur auf Juden, 
ſondern auch auf jüdiſche Miſchlinge angewandt 
wird. Auch jüdiſche Miſchlinge dürfen daher Ver⸗ 
günſtigungen ſo lange nicht erhalten, als ſie deutſch⸗ 
blütigen Schülern in gleicher wirtſchaft⸗ 
licher Lage nicht gewährt werden. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 12. November 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Ehrlicher. 


An den Herrn Miniſter des Kultus und Unterrichts 
in Karlsruhe. — Abſchrift zur Kenntnis an die 
Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Baden und Preußen), die Herren Oberpräſidenten 
(Abteilung für höheres Schulweſen), den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
(Abteilung für höheres Schulweſen) und den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in 
Saarbrücken. — E III b 2324. 


(RMin AmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 525.) 


584. Verzeichnis der zur Beſchaffung für Schulbüchereien (Lehrer⸗ und Schülerbüchereien) 
geeigneten Bücher und Schriften. 
Fortſetzung des Verzeichniſſes aus Heft 20 (S. 447). 
— — 
- Preis Be⸗ 
Nr. Aufſchrift des Buches Verfaſſer Verlag a een 
| 
2556. Trupp Plaſſen. Eine Kameradſchaft der Alfred Weidenmann Stuttgart, Loewe 3,50 
Gräben und Spaten. e 
2557. Volk = Werk. Bearbeiter Henrich Fritz Wächtler Berlin, Hillger 0,35 . 
Hanſen. | Ä 
2558. Die deutſche Bergmannsſage. Heirrich Stötzel Eſſen, Bacmeiſters geh. 2,—, L 
! Nationalverlag geb. 3,— 
2559. Das Memelland. Schickſal eines deutſchen Wilhelm Grotelüſchen Leipzig, Klinkhardt geh. 1,40 L (V) 
Grenzlandes. | 
2560. Von deutſcher Art und Arbeit. Erwin Müller⸗Fiſcher Berlin, Siep geh. 55 2 
12 — 8 geb. 2, 
2561. Die Schule als Pflegitätte bevölkerungs⸗ Walter Reche Leipzig, Dürr geh. 1,80 * 
politiſcher Aufgaben. 
2562. Wirtſchaftskrieg und Kriegswirtſchaft. Carl Rothe Leipzig, Goldmann 1,50 5 1 
2563. Der Energiehaushalt der Erde. Kohle, | Walther Pahl Leipzig, Goldmann 1,50 — 
Erdöl, Waſſerkraft, Elektrizität. v. 15 


Amtlicher Teil 


Aufſchrift des Buches 


Heerführer und Könige. 

Lebensbilder germaniſcher Frauen. 
Nordiſche Seefahrer. 

Berlin. Grundzüge ſeiner Geſchichte. 


Die Erſtürmung Magdeburgs 1631. Nach 
Berichten von Augenzeugen. 


Der König und ſein Musketier. Bilder 
aus dem Siebenjährigen Kriege. 


Führertum. 26 Lebensbilder von Feld⸗ 
herren aller Zeiten. Hrsg. im Auftrage 
des Reichskriegsminiſteriums. (Geleit⸗ 
wort: Generalfeldmarſchall von Blom⸗ 
berg.) 

Meine Kriegserinnerungen 19141918. 


Generaloberſt von Seeckt. Ein Erinne⸗ 
rungsbuch. 


Weltgeſchichte der Gegenwart in Doku⸗ 
menten. 1934/35. Teil I: Inter⸗ 
nationale Politik. 


Wie vor. Teil 2: Staatsform und Wirt⸗ 
ſchaft der Nationen. 


Gibraltar. 
Neubau der arabiſchen Welt. 
Die deutſchen Freikorps 19181923. 


Als Reiter in Südweſt. 
chte in der deutſchen Ge⸗ 
Unſterbliches Deutſchland. 
Durchbruch in der Geſchichte. 
Hans Joachim von Zieten. 
Der Durchbruch bei Brzeziny. 
Blücher, Fürſt von Wahlſtatt. 
Das Deutſche Ordensland Preußen. 


Nach der Leipziger Ausgabe von 1863. 
Bearbeitet von S. Rüttgers. 


Völkiſcher 


Major von Schill und ſeine Tapferen. 
Exlebniſſe aus dem Jahre 1809 von 
Georg Bäſch, unter Berückſichtigung der 
Tagebuchaufzeichnungen von W. Nei⸗ 
gebauer und C. von Scriba. 


Totenkreuz in Flandern. 
Verdun. Das große Gericht. 


Nacht über Sibirien. Ein Deutſcher 
entrinnt dem Geheimdienſt des Zaren. 


Eine Armee meutert. Frankreichs 


Schickſalsſtunde 1917. 


U-Boote am Feind. 45 deutſche U-Boot- 
Fahrer erzählen. 


Verfaſſer 


Hermann Eicke 

Giſela Wenz⸗ Hartmann 
Guſtav Wenz 

Hans Grantzow 
Gerhard Krügel 


Hans K. Meixner 


von Cochenhauſen 


Erich Ludendorff 
Verſchiedene 


Bearbeitet von Michael 
Freund 


Bearbeitet von Michael 
Freund 

Gerhard Herrmann 

Paul Schmitz⸗Kairo 

F. W. von Oertzen 


C. Jitſchin 
Wilhelm Grau 


Friedrich Frhr. v. d. Goltz 
und Theodor Stiefenhofer 


von Zglinitzki 
von Zglinitzki 
von Zglinitzki 
Heinrich von Treitſchke 


Hrsg. von S. Rüttgers 


Dietrich Volker 
P. C. Ettighofer 
P. C. Ettighofer 


P. C. Ettighofer 


Werner von Langsdorff 


Verlag 


Leipzig, Quelle & Meyer 
Leipzig, Quelle & Meyer 
Leipzig, Quelle & Meyer 
Berlin, Mittler & Sohn 


Reutlingen, 
Enßlin E Laiblin 


Reutlingen, 
Enßlin E Laiblin 


Berlin, Mittler & Sohn 


Berlin, Mittler & Sohn 
Berlin, Mittler & Sohn 


Eſſen, 
Eſſener Verlagsanſtalt 


Eſſen, 

Eſſener Verlagsanſtalt 
Leipzig, Goldmann 
Leipzig, Goldmann 
München, Bruckmann 


Breslau, Flemming 
Leipzig, Teubner 


Braunſchweig, Weſtermann 


Berlin, Hillger 
Berlin, Hillger 
Berlin, Hillger 
Köln, Schaffſtein 


Köln, Schaffſtein 


Berlin, 
Stollberg G. m. b. H. 
Gütersloh, Bertelsmann 


Gütersloh, Bertelsmann 


Gütersloh, Bertelsmann 


Gütersloh, Bertelsmann 


3,— 
fart. 2,50 


geh. 107 
geb. 14,— 


geh. 10,—, 
geb. 14,— 
1,50 
1,80 


geh. 10, 
geb. 12,— 


3,50 
geh. 1,20 
geb. 50 

0,5 

0,35 

0,35 

0,85 


0,85 


AA M O 


AR 


Be⸗ 


5 g d 


12 


13 
9 12 
19 


13 


13 
16 


14 


13 
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2591. Das Wäldchen 125. Eine Chronik aus Ernſt Jünger | Berlin, Mittler & Sohn geh. 3,60, L 
den Grabenkämpfen 1918. geb. 4,80 S v. 14 
5 . 2 (nur geb.) 
*2592,| Helden in Fels und Eis. Bergkrieg in Ernſt Kabiſch Stuttgart, Loewe 1,60 S v. 13 
Tirol und Kärnten. 
2593. Namenloſe Helden. Hellmut Boerner Berlin, Schneider 2,50 S v. 13 
2594. Dienſt bei den Waffen. Leipzig, Detke kart. je 0,80 © v. 13 
a) Heft 1: Infanterie. Walther Burckhardt . 
b) Heft 3: Artillerie. E. Gerlach 
c) Heft 4: Pioniere. von Ahlfen 
9 Heft 5: Kraftfahrkampftruppe. A. Benary 
e) Heft 6: Nachrichtentruppe. Karl⸗Albert Mügge 
2595. Wie werde ich Offizier im Heere? Hans Martin Berlin, Mittler & Sohn kart. 1. 2 
S (K) v. 15 
5 0 8 0 g (nur geb.) 
2596. Wie werde ich Offizier der Kriegsmarine? F. Gieſe Berlin, Mittler & Sohn kart. 1,.— L 
S (K) v. 15 
5 5 (nur geb.) 
2597. Wie werde ich Offizier der Luftwaffe? Hermann Adler Berlin, Mittler & Sohn kart. 1,— 8 155 
0 v. 15 
g N 5 (nur geb.) 
„2598. Tod und Sieg über den Weltmeeren. Joachim und Berlin, Mittler & Sohn geh. 5,80, — 
Das Buch der Ozeanflüge. Heinz Matthias geb. 7,— 5 v. 0 
0 g nur geb.) 
2599. Marine⸗A BC. Lehrbuch für den Seeſport. Berlin, Mittler & Sohn geh. 1.— 10 v. 13 
nur geb.) 
52600. Unſere Seeflieger. F. O. Buſch und Berlin, Schneider 1,30 S 5 13 
H. E. Dettmann 8 € 
2601. Unſere neuen Zerſtörer. Fritz Otto Buſch Berlin, Schneider 1,30 S v. 12 
2602. Der Menſch fliegt. Geſchichte und Technik Paul Karlſon Berlin, Ullſtein geh. 6,50, 2 
des Fliegens. (Geleitwort: Ernſt Udet.) geb. 7,80 5 5 50 
, ) > nur geb. 
2603. Rekruten des Führers. Hans Flemming Berlin, Hans Riegler 3,50 S (K) v. 13 
2604. Jungs, 1 9 0 5 und Motoren. Das Joachim Seegert Berlin, N 3,90 S (K) v. 13 
Fliegerbuch für die deutſche Jugend. Hanns⸗Jörg Fiſcher 
2605. Leibesübungen und Geländeſport als Willi Hoffmeiſter Leipzig, Klinkhardt 2,80 L (V) 
Erlebnis und Verpflichtung. 
„2606. Geſtaltende Hände. Ein Werkbuch für | Hildegard Fochs Stuttgart, Union 5,80 L 
Jungmädchen. S v. 13 
2607. Platon im Unterricht. Hans Bogner Frankfurt a. M., 1,20 8 
Dieſterweg 
„2608. Sprecherziehung. Die Pflege des ge- Erich Drach Frankfurt a. M., = 2 
ſprochenen Wortes in der Schule. Dieſterweg 
2609. Die Wetterkunde in der Schule. Artur Klimmeck Leipzig, Klinkhardt 1,90 L (V) 
2610. Die e e der Welt. Der Carl Krümmel und Berlin, Weidmann 15,— 2 (bej. an 
Kongreß für körperliche Erziehung und Peter Jaeck höh. Schulen) 
das Internationale Studentenlager. 
Olympia 1936. 
2611. Die Kulturpolitik auf dem Gebiete der Karl Torges Berlin, Weidmann geh. 3,60 (ef 
körperlichen Erziehung in Kurheſſen. in Heſſen) 
2612. Hochſchulſportordnung vom 30. Oktober] Georg Brieſe Berlin, Weidmann geh. 1,50 2 
1934. 
2613. Phyſiologiſch ſinngemäße Bewegungs- Wilhelm Heiniß Berlin, Weidmann geh. 2,40 Ri 
melodien zu turneriſchen und rhyth- 
miſch⸗gymnaſtiſchen Leibesübungen. 
2614. Soldat, Kamerad! Kurt Berkner Langenſalza, Beltz 2,50 . 2 
2615. Segelfahrt zur Leuchtturminſel im Skager⸗ Max Dauthendey Reutlingen, geh. 0,30 S v. 12 
tat. | Enßlin E Laiblin (nur geb.) 
2616. Münchhauſens Landabenteuer und Reiſe G. A. Bürger Reutlingen, 0,30 S v. 9—10 


durch die Erde. 


| 


Enßlin & Laiblin 
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2617. Münchhauſens Seeabenteuer. G. A. Bürger | Reutlingen, | geh. 0,30 | © v. 10—12 
| Enßlin E Laiblin (nur geb.) 
2618. Das Nibelungenlied. A. F. C. Vilmar | Reutlingen, 0,30 S v. 12 
In 2 Ernßlin & Laiblin 
2619. Der Wundergarten. Märkiſche Sagen. Gerhard Krügel Reutlingen, geh. 0,30 S v. 9 
N . Enßlin E Laiblin (nur geb.) 
2620. Ritter Georg und andere Sagen. Ferdinand Bäßler Reutlingen, geh. 0,30 S v. 10 
2 N Enßlin & Laiblin (nur geb.) 
2621. Der tolle Graf und andere Sagen. Wilhelm Kotzde Reutlingen, | 0,30 S v. 11 
Enßlin & Laiblin 
2622. Reineke Fuchs. W. Soltau Reutlingen, 0,30 S vb. 10 
3 0 5 Enßlin & Laiblin 
2623. Elſi, die ſeltſame Magd. Die Höllenfahrt. Jeremias Gotthelf Reutlingen, 0,30 S v. 13 
5 | Enßlin & Laiblin 
2624. Aus dem Märchenſchatze Ernſt Moritz Reutlingen, 0,30 S v. 8 
Arndts. i . . Enßlin & Laiblin 
2625. Vom edlen Blundketil und vom Hühner⸗ Guſtaf Wenz | Leipzig, Quelle & Meyer 0,75 S v. 15 
thorir. Eine isländiſche Saga vom 
Bauerntum und Händlergeiſt. | 
2626. Die Geſchichte von Erich dem Roten und | Guſtaf Wenz Leipzig, Quelle & Meyer 0,75 S v. 13 
Leif dem Glücklichen. Die Saga von 
den Männern, die auf Grönland 
ſiedeln und Amerika entdecken. 
2627. Die Geſchichte vom Freysgoden Hrafnfel. | Guſtaf Wenz Leipzig, Quelle & Meyer 0,75 S v. 15 
Eine Saga vom wehrhaften nordiſchen 
Bauerntum. | 
2628. Die Geſchichte von den Wälſungen. Die Guſtaf Wenz Leipzig, Quelle & Meyer 0,75 S v. 13 
Saga vom Schickſal der Nibelungen. 
2629. Die Geſchichte vom Skalden Egil. Guſtaf Wenz Leipzig, Quelle & Meyer 0,95 S v. 13 
2630. Die Geſchichte vom geächteten Grettir. Guſtaf Wenz Leipzig, Quelle & Meyer 0,85 S v. 13 
2631. Die Geſchichte vom ſtarken Finnbogi. Guſtav Wenz Leipzig, Quelle & Meyer 0,85 S v. 13 
2632. Kämpfer auf Schanzen und Schiffen. Erich Robert Peterſen Berlin, Schneider 2,50 S v. 12 
2633. Die Letzten. Albert Lehſten Berlin, Schneider 1.— S v. 12 
2634. ee und Schickſale auf Robinjons | Oskar G. Foerſter Berlin, Schneider 1,65 S v. 12 
ua 
2635. Heines Abenteuer in Südweſt. Meno Holſt Berlin, Schneider 2,.— S v. 12 
2636. Altisländiſche Sagas. Heft 2: Die Ge- Paul Habermann Bielefeld, 0,60 S v. 15 
ſchichte vom Freyprieſter Hrafnkel. Velhagen & Klaſing 
2637. Altisländiſche Sagas. Heft 3: Die Ge⸗ Paul Habermann Bielefeld, 0,60 S v. 15 
ſchichte vom Hühnerthorir. Velhagen & Klaſing 
2638. Altisländiſche Sagas. Heft 4: Die Er⸗ Paul Habermann Bielefeld, 0,60 S v. 15 
zählung von Thorſtein Stangenhieb. Velhagen & Klaſing 
Der Mordbrand. e 
2639. Unter dem Aquator. Friedrich Gerſtäcker Leipzig, Goldmann 2,85 S v. 15 
2640. Die Flußpiraten des Miſſiſſippi. Friedrich Gerſtäcker Leipzig, Goldmann 2,85 S v. 13 
2641. Fahrten und Schickſale. Friedrich Gerſtäcker Leipzig, Goldmann 2,85 S v. 13 
2642. Nordlandmänner. Zwei Isländer⸗] Leopold Weber Karlsbad⸗Drahowitz, 0,90 S v. 14 
geſchichten. A. Kraft 
2643. Die größere Heimat. Auslandsdeutſche] Bruno Brehm Karlsbad⸗Drahowitz, 0,90 L 
Erzählungen. i a A. Kraft S v. 15 
2644. Das Grenzerbuch. | Friedrich von Gagern Berlin, Parey 7,80 S v. 14 
2645. Lennart und Faber, zwei Flieger. Rolf Italiaander Leipzig, Weiſe 1,— S v. 13 
2646. Sagen aus deutſchen Gauen. Karl Henniger Köln, Schaffſtein | 0,85 S v. 9 
2647. 2 9 Prinzeſſin und andere Ludwig Bechſtein Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 9—11 
ärchen. 8 
2648. Erinnerungen aus dem äußeren Leben. Ernſt Moritz Arndt Köln, Schaffſtein | 0,85 S v. 15 
| 
2649. Meine Kinderjahre. Theodor Fontane Köln, Schaffſtein | 0,85 S v. 13 


Gekürzte Ausgabe. 
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2650 den und anderen Königs⸗ Brüder Grimm Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 8 
indern. 
2651. Vom tapferen Schneiderlein und von Brüder Grimm Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 8 
anderen luſtigen Leuten. Zwölf Märchen. 
2652. Förſter Heiſes ſchleswig⸗holſteiniſche Feld. Felix Schmeißer Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 12 
zugserinnerungen von 1848 —1851. ö 
2653. e Hähnchen und anderen Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 8 
leren. 
2654. Geſchichten aus der Franzoſenzeit. Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 13 
2055. Auf Söldnerfahrt durch drei Erdteile. | Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 13 
Das Leben des Johann Friedrich 
Löffler, von ihm ſelbſt erzählt. | 
2656. Die ſchönſten Märchen vom Fliegen. Peter Supf Berlin, Stuffer 3,40 S v. 10—12 
| 
2657. Der große Riß. Ein Abſtimmungsroman Peter Ingwerſen Berlin⸗Steglitz, geh. 2,85, D 
aus der Nordmark. Behr E Fedderſen geb. 3,75 
2658. Mädel im Arbeitsdienſt. Waltraut Obſt Reutlingen, 00 S (m) v. 14 
Enßlin & Laiblin 
2659. Der Gutsfrau armer Lazarus. Heinrich Sohnrey Reutlingen, 0,30 S v. 12 
5 Ernßlin & Laiblin 
2660. Agnes Bernauer. Ein Leben voll Leid | Hans K. Meixner Reutlingen, 3.— S v. 15 
und Liebe. | Englin & Laiblin 
| 
2661. Kanonier Volker. Karl Kräußlich Koln, Schaffſtein 0,85 S v. 13 
2662. Ridibunz. Eine Lügenmäre. Hans Watzlik | Köln, Schaffſtein 3,— S v. 10 
2663. Die Schildbürger. Ein deutſches Volks⸗ Hrsg. Karl Henniger | Köln, Schaffſtein 0,85 S v. 12 
buch nach der Ausgabe vom Jahre 1598. 
2664. Heinrich der Löwe. Joſef Preſtel Berlin, Schneider 1,80 S v. 12 
| 
2665. Siebenbürgen, Land des Segens. Lebens⸗ Adolf Meſchendörfer Leipzig, Reclam 1,10 2 
erinnerungen, Proſa, Gedichte. 
„2666. Germaniſche Dichter und ihr Werk. Heinrich Lemcke Leipzig, Quelle & Meyer 1,15 S v. 15 
2667. Die ſieben Schwaben. Karl Gröber Augsburg, Literariſches 3,80 L 
. Inſtitut von P. Haas 
12668. Der Kleine Duden. Reichsſchulwörter⸗] Otto Basler und Leipzig, . 1,50 S v. 10 
buch der deutſchen Rechtſchreibung. Waldemar Mühlner Bibliographiſches Inſtitut 
2669. Briefe der Frau Rat Goethe. Reutlingen, 0,30 S v. 13 
Enßlin & Laiblin 
„2670. Dome und Politik. Der Staufiſche Reichs⸗ Hans Fiedler Bremen, 6,— L 
gedanke in Bamberg und Magdeburg. Angelſachſen⸗Verlag S v. 15 
72671. Deutſche Kunſt. II. Band, in 12 Liefe- | Ludwig Roſelius Bremen, 30,— L 
rungen. Angelſachſen⸗Verlag S v. 13 
2672. Das Tierkinderbuch. Baſtian Schmid | Stuttgart, Union 4,80 S v. 10 
72673. Pflanzen für Zimmer und Balkon. Richard Maatſch Berlin, Grüne Poſt 1,80 N 
22674. Die dankbaren Gartenſtauden. Conſtantin Rudolf Jelitto Berlin, Grüne Poſt 1,80 L 
2675. Kräuterbuch. Ein praktiſcher Ratgeber Werner Liebiſch Berlin, Grüne Poſt 1,80 L 
für das Sammeln und Anbauen hei⸗ 
miſcher Heil⸗ und Gewürzpflanzen. | 
2676. Der Schatten des weißen Mannes. Eine | Rudolf Krohne Stuttgart, Union 4,80 S v. 13 
Kolonialgeſchichte in Lebensbildern. | 
*2677.| Urdeutſchland. Deutſchlands Naturſchutz⸗ Walther Schoenichen Neudamm, J. Neumann geh. 28,—, L 
gebiete in Wort und Bild. 1. Band. geb. 32,— 
„2678. Urdeutſchland. Deutſchlands Naturſchutz⸗ Walther Schoenichen Neudamm, J. Neumann geh. 28,—, L 
gebiete in Wort und Bild. 2. Band. geb. 32,— 
2679. Gouverneursjahre in Neuguinea. Albert Hahl Berlin, Frundsberg geh. 3,80, L 
geb. 4,8 S v. 13 
(nur geb.) 
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Das Buch der deutſchen Kolonien. Hrsg. 
unter Mitarbeit der früheren Gouver⸗ 
neure von Deutſch⸗Oſtafrika, Deutſch⸗ 
Südweſtafrika, Kamerun, Togo und 
Deutſch⸗Neuguinea. Vorwort von 
Heinrich Schnee. 


2681. Pelzjäger, Prärien und Präſidenten. A. E. Johann 
Fahrten und Erlebniſſe zwiſchen New 
Pork und Alaska. 

2682. Werdendes Land am Meer. Land⸗ Verſchiedene 


erhaltung und gewinnung an der 
Nordſeeküſte. 


2683. Im braſilianiſchen Urwald. 


2684. Märten baut Automobile. Ein Buch vom 
Werden und Weſen neuzeitlichen Auto⸗ 
mobilbaues. 

2685. Das Buch der 100 Baſteleien. 


K. A. Wettſtein 
Paul Kettel 


Guſtav Büſcher 


Verfaſſer 


Preis Be⸗ 


We RM merkungen 


Leipzig, Goldmann 9,60 5 


Berlin, Ullſtein geh. 4,50, L 
geb. 6,— 
Berlin, Mittler & Sohn 4,80 8 
Reutlingen, 0,30 S v. 12 
Enßlin & Laiblin 
Reutlingen, 1,50 S (K) v. 13 
Enßlin & Laiblin 
| Stuttgart, Union 5,80 8 
| S (A) v. 15 


Anmerkung: Die mit einem Stern bezeichneten Bücher werden „empfohlen“, die übrigen Bücher gelten als „zugelaſſen“. 


Berlin, den 20. November 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


Bekanntmachung. — E III a 3030/37. 


585. Grundſätze für die Behandlung der 
Anträge auf Staatszuſchüſſe zu Berufsſchul⸗ 
bauten. 


Den Anträgen auf Gewährung von Staats⸗ 
zuſchüſſen für Berufsſchulbauten und ihre Ein⸗ 
richtung werden noch häufig die zu einer ein⸗ 
gehenden Prüfung erforderlichen Unterlagen nicht 
beigegeben. Ebenſo werden dabei vielfach Ent⸗ 
würfe vorgelegt, die in ihrem Raumaufwand und 
Bauumfang das gebotene Maß überſteigen. Um 
eine einheitliche Behandlung der Anträge ſicher⸗ 
zuſtellen, habe ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter des Innern 
und dem Herrn Reichs miniſter der Finanzen ſowie 
dem Herrn Preußiſchen Finanzminiſter die in der 
Anlage beigegebenen „Grundſätze für die Be⸗ 
handlung der Anträge auf Staatszuſchüſſe zu 
Berufsſchulbauten“ aufſtellen laſſen. Für länd⸗ 
liche Berufsſchulen gelten dieſe Grundſätze nicht. 

Ich erſuche, in Zukunft bei der Behandlung der 
Zuſchußanträge nach den Grundſätzen zu verfahren 
und auch den Schulträgern von ihnen Kenntnis 
zu geben. 


Berlin, den 13. November 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren preußiſchen Regierungspräſidenten 
und den Herrn Stadtpräſidenten der Reichs⸗ 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 525.) 


hauptſtadt Berlin (Abteilung für Berufs⸗ und 
Fachſchulweſen). — Abſchrift zur Kenntnis an 
die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen) und den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland in Saarbrücken. — E IV 3679/37 E V. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 530.) 
* 


Anlage. 


Grundſätze für die Behandlung der Anträge auf 
Zuſchüſſe zu Berufs ſchulbauten. 
I. 


a) Zuſchüſſe zu den Koſten des Baues und der 
Einrichtung werden nur gewährt für gewerbliche, 
hauswirtſchaftliche und kaufmänniſche Berufs⸗ 
ſchulen, nicht auch für Handelsſchulen oder einzelne 
Räume ſolcher Schulen. 

b) Ein Zuſchuß kommt nicht in Betracht für die 
Beſchaffung des Grundſtücks und ſeine Er⸗ 
ſchließung (Anlage von Straßen und Verſorgungs⸗ 
leitungen). Ebenſowenig darf damit gerechnet 
werden, wenn infolge ungünſtiger Bodenverhältniſſe 
eine beſonders koſtſpielige Gründung des 
Baues oder umfangreiche Geländeregelungen er⸗ 
forderlich werden. 

e) Als zuſchußfähige Nebenkoſten gelten da⸗ 
gegen die Aufwendungen für die Einfriedigung des 
Grundſtücks und die Hofbefeſtigung. 
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HL, 


Den Zuſchußanträgen find beizufügen: 


a) Das Bauprogramm mit der Stellung⸗ 
nahme des gewerbeſchultechniſchen Sachbearbeiters 
der Regierung. Erforderlich ſind dabei Angaben 
über die Schülerzahl, die Zahl und Ein⸗ 
teilung der Klaſſen ſowie über die 
beſonders benötigten Unterrichtsräume (wie Lehr⸗ 
küchen, Werkſtätten u. dgl.). 
nder Bauent wurf und die 
Koſtener mittlung mit der Stellungnahme 
und den Prüfungsvermerken des bautechniſchen 
Sachbearbeiters der Regierung (oder des zu⸗ 
ſtändigen Staatshochbauamtes). Für Neu⸗ oder 
Erweiterungsbauten iſt eine Berechnung 
des umbauten Raumes beizufügen. 

(2) Bei Koſtenüberſchlägen ſind die 
Baukoſten des Gebäudes (auf Grund des am Orte 
angemeſſenen Preiſes für 1 ms umbauten Raumes) 
und getrennt davon die Nebenkoſten (für Ein⸗ 
friedigung, Hofbefeſtigung uſw.) anzugeben. Voll⸗ 
ſtändige Koſtenanſchläge ſollen vor der Vor⸗ 
lage vom zuſtändigen Staatshochbauamt über⸗ 
prüft ſein. 

(3) Wird zum Umbau für Berufsſchulzwecke 
ein beſtehendes Gebäude erworben, ſo ſind ſein 
Wert und der des Grundſtücks getrennt anzugeben. 
Gebäudepreis und Umbaukoſten dürfen die Koſten 
eines Neubaues angemeſſener Größe keinesfalls 
überſteigen. 

c) Sollen in dem Schulgebäude noch Räume 
für andere Zwecke oder für andere Schularten unter⸗ 
gebracht werden, ſo iſt ein bautechniſch vorgeprüfter 
rechneriſcher Nachweis des auf die Berufsſchule 
entfallenden Bau⸗ und Koſtenanteils 
ebenfalls vorzulegen. 

d) Anträgen auf Zuſchußgewährung zu den 
Einrichtungskoſten iſt eine Aufſtellung 
und Koſtenrechnung der zu beſchaffenden Stücke 
beizufügen. 


III. 


Bei der Aufſtellung der Bauentwürfe 
iſt zu beachten: 


a) (1) In ſeiner Größe als angemeſſen zu be⸗ 
zeichnen iſt das Berufsſchulgebäude, wenn unter 
Zugrundelegung der gegenwärtigen Schülerzahl 
ſein Bauumfang 5¼ bis 5½ m® je Schüler (bei 
kaufmänniſchen Klaſſen mit 10 Wochenſtunden 
Unterricht 6 ms je Schüler) nicht überſchreitet. 

(2) Wird es bei ſtarker fachlicher 
Unterteilung notwendig, daß im Ver⸗ 
hältnis zur Schülerzahl beſonders viele Klaſſen 
geführt werden, ſo kann eine Steigerung des Bau⸗ 
umfanges bis auf 160 bis 165 ms (bei kauf⸗ 
männiſchen Klaſſen mit 10 Wochenſtunden Unter⸗ 
richt bis auf 180 me) je Klaſſenführung gegebenen- 
falls noch als angemeſſen anerkannt werden. Eine 
beſondere Nachprüfung bleibt dabei vorbehalten. 

(3) In dem nach Abſ. (1) und (2) ermittelten 
Bauumfang ſind neben den notwendigen Klaſſen⸗ 
räumen alle Werkſtätten⸗, Sammlungs⸗, Verwal⸗ 


tungs⸗ und Nebenräume, Flure und Treppenhäuſer 
mitenthalten. 

(4) Iſt in weiterer Zukunft mit einer Erhöhung 
der Schülerzahl zu rechnen, ſo muß beim Bau⸗ 
entwurf (bei der Grundrißgeſtaltung und der 
Stellung des Gebäudes auf dem Grundſtück) auf 
hinreichende Erweiterungs möglichkeit 
Bedacht genommen werden. 

b) (1) Für die Klaſſenräume gelten 
als auskömmliche Abmeſſungen eine Tiefe 
von 6 m und eine Länge von 8,25 bis höchſtens 
11 m bei einer Geſchoßhöhe von 3,50 bis 3,60 m. 
Tiefen von 7 m und mehr find, weil lichttechniſch 
wenig günſtig, zu vermeiden. 

(2) Zu ausreichender Belichtung ſoll die 
Fenſterfläche der Klaſſenräume ein Fünftel 
(bis höchſtens ein Sechſtel) der Raumgrundfläche 
betragen, die Breite der Fenſterpfeiler 1,20 m nicht 
überſchreiten. Ganz beſonders iſt auf richtige 
Belichtung der Tafelwand zu achten. 

e) Werkſtatträume dürfen nicht zu 
groß bemeſſen werden. Bei ihrer Geſtaltung und 
Ausſtattung iſt zu bedenken, daß der Werkſtätten⸗ 
unterricht der Berufsſchule die theoretiſchen Unter⸗ 
weiſungen praktiſch ergänzen und vertiefen, nicht 
aber einen Erſatz für die Meiſterlehre bieten ſoll. 

d) (1) Bei der Ausgeſtaltung der Lehr⸗ 
küchen (und Lehrwaſchkuͤchen) iſt die Einrichtung 
zu berückſichtigen (zweckmäßige Einteilung der Kojen 
oder Plätze für die einzelnen Arbeitsgruppen, Auf⸗ 
ſtellung der erforderlichen Herde, Schränke uſw.). 
Wo zum Unterricht Gas⸗ oder elektriſche Herde be⸗ 
nutzt werden, ſoll auch wenigſtens ein Kohlen⸗ 
herd (mit dem erforderlichen Schornſtein) zu 
Vorführungen und gelegentlichen praktiſchen 
Übungen vorgeſehen werden. 

(2) Entlüftungsrohre (Wraſenſchornſteine) und 
Vorrichtungen für ausreichende Fenſterlüftung ſind 
in Lehrküchen und ⸗waſchküchen unentbehrlich. 

e) Die Treppen müſſen (auch bei nach⸗ 
träglichen Umbauten) den ſicherheitspolizeilichen 
Anforderungen entſprechen, ausreichend breit und 
ſicher gangbar ſein. Stark gewendelte Stufen ſind 
unzuläſſig. 

) Aborte find — für Knaben und Mädchen 
getrennt — in genügender Zahl vorzuſehen. Im 
allgemeinen werden ein Sitz und ein Stand für 
jede Knabenklaſſe, zwei Sitze für jede Mädchen⸗ 
klaſſe ausreichen. 

g) (1) Bei der Wahl von Sammel- 
heizung verdient für die Unterrichtsräume 
die Warmwaſſerheizung als in ihrer Wärmeabgabe 
viel anpaſſungsfähiger und der Geſundheit der 
Schüler zuträglicher vor der Niederdruckdampf⸗ 
heizung den Vorzug. Der Hinweis auf die Gefahr 
des Einfrierens begründet im allgemeinen die 
Wahl einer Dampfheizung noch nicht; es iſt wirt⸗ 
ſchaftlicher, zu Zeiten ſtrenger Kälte die Warm⸗ 
waſſerheizung länger in Betrieb zu halten, als 
ſtändig die mit der Niederdruckdampfheizung ver⸗ 
bundenen Unzuträglichkeiten in Kauf nehmen zu 
müſſen. Die geringere Temperatur der Warm⸗ 
waſſerheizkörper wird für die Anordnung der 
Schülerplätze oft von Belang ſein. 
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(2) Bei größeren Schulbauten darf Nieder⸗ 
druckdampf zur Beheizung der Flure, Treppen⸗ 
häuſer und Nebenräume verwendet werden. 

(3) In ſammelbeheizten Gebäuden müſſen 
die auch während der Ferien benutzten Verwal⸗ 
tungsräume u. dgl. beheizt werden können, ohne 
daß die Heizungsanlage dazu voll in Betrieb ge⸗ 
ſetzt werden muß. Iſt eine ausreichende Unter⸗ 
teilung der Anlage nicht möglich, ſo iſt für dieſe 
Räume zuſätzlich Einzelheizung vorzuſehen. 

(4) Der Heizraum ſoll im Grundriß 
möglichſt zentral liegen; mit Unterrichtsräumen 
(oder Räumen der Hausmeiſterwohnung) darf er 
nicht durch Türen unmittelbar verbunden ſein. Die 
für die Keſſel erforderlichen Schornſteine ſollen 
mit durchgehend einen Stein (25 em) ſtarken 
Wangen aufgeführt werden. (Gefahr des Ein⸗ 
dringens von Gaſen in die Unterrichtsräume!) 
Neben den Keſſelſchornſteinen iſt ein Abluft⸗ 
kanal vorſchriftsmäßiger Weite vom Heizraum 
bis über Dach zu führen. 


h) Turnhallen müſſen bei der Berech⸗ 
nung des Staatszuſchuſſes aus Mitteln für Berufs⸗ 
ſchulbauten außer Betracht bleiben. 


i) Bei größeren Schulbauten ift der Einbau 
einer Haus meiſter wohnung angemeſſener 
Größe zuläſſig. Für die Errichtung von Wohnungen 
für Lehrer und Leiter kann ein Zuſchuß nicht 
gewährt werden. 


IV. 


(41) Für die Koſten der inneren Ein⸗ 
richtung dürfen bei vollſtändiger Neubeſchaffung 
bis zu ein Fünftel der reinen Baukoſten, nicht 
auch der Nebenkoſten (zu vgl. II b (2)), in Anſatz 
gebracht werden. 


(2) Bei der Auswahl der Einrichtungsſtücke 
muß nach Ausführungsart, Zahl, Bemeſſung und 
Koſten jeder unnötige Aufwand unbedingt ver⸗ 
mieden werden. 


586. Aufnahme in Fachſchulen. 


In die im „Verzeichnis der Fachſchulen im 
Reich“ (E IV 7451/37 vom 12. Oktober 1937) 
genannten Fachſchulen kann mit Wirkung vom 
Sommerhalbjahr 1938 nur aufgenommen werden, 
wer durch ein ärztliches Zeugnis nachweiſt, daß er 
frei von anſteckenden Krankheiten iſt. 

Das Amt für Volksgeſundheit der NSDAP. 
hat ſich dem Reichsſtudentenwerk gegenüber bereit 
erklärt, geſundheitliche Unbedenklichkeitbeſcheini⸗ 
gungen auszuſtellen. Die Koſten für die Unter⸗ 
ſuchung im Amt für Volksgeſundheit — 2a RM — 
ſind von den Bewerbern bei der Unterſuchung au 
den Arzt zu entrichten. 


Vordrucke, die zu der Unterſuchung im Amt für 
Volksgeſundheit berechtigen, ſowie ein Geſundheits⸗ 
ſtammbuch ſind bei den Leitern der Fachſchulen 
erhältlich. Die Schulleiter fordern ihren Bedarf 


bei dem Reichsſtudentenwerk in Berlin⸗Charlotten⸗ 
burg, Tannenbergallee 30, an. 


Berlin, den 16. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, den Herren Regierungspräſidenten, die 
Oberbergämter und den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung für Be⸗ 
rufs⸗ und Fachſchulweſen). — E IV 13895. 


(R Min Amtsbl OtſchWiſſ. 1937 S. 532.) 


b) Für Preußen 


587. Förderung der Frühehe der jungen 
Beamten durch Steigerung der Bezüge. 


Durch die Dreißigſte Anderung des Reichs⸗ 
beſoldungsgeſetzes vom 10. Auguſt 1937 (RG Bl. I 
S. 885) iſt die Diätenordnung für die außer⸗ 
planmäßigen Beamten ergänzt worden. Durch 
dieſes Geſetz wurden die Bezüge der ver⸗ 
heirateten außerplanmäßigen unmittelbaren 
Reichsbeamten aufgebeſſert (Förderung der Früh⸗ 
ehe der jungen Beamten durch Steigerung der 
Bezüge). 

Nach § 12 des Mittelſchullehrerbeſoldungsgeſetzes 
vom 30. April 1928 (GS. S. 149) erhalten die 
Mittelſchulanwärter durchweg 80 v. H. 
der Dienſtbezüge der feſtangeſtellten Mittelſchul⸗ 
lehrer, eine beſondere Diätenordnung beſteht für 
ſie nicht. Um auch dieſen Anwärtern die Vorteile 
des Reichsgeſetzes vom 10. Auguſt 1937 zukommen 
zu laſſen, wird im Einverſtändnis mit dem Herrn 
Preußiſchen Finanzminiſter gemäß $ 12 Abi. 6 
des Geſetzes vom 30. April 1928 folgendes an⸗ 
geordnet: 


1. Verheiratete Schulamtsbewerber aus dem 
Volksſchuldienſt, die im öffentlichen mittleren 
Schuldienſt auftrags⸗ oder vertretungsweiſe 
voll beſchäftigt oder einſtweilig angeſtellt ſind, 
erhalten wie bisher 80 v. H. desjenigen Grund⸗ 
gehalts, das ſie beziehen würden, wenn ſie 
an der öffentlichen mittleren Schule end⸗ 
gültig angeſtellt wären, bis auf weiteres 
mindeſtens jedoch die Bezüge, die ihnen im 
öffentlichen Volksſchuldienſt zuſtehen würden 
(vgl. Nr. 48 der Ausführungsanweiſung zum 
Mittelſchullehrerbeſoldungsgeſetz). 

2. Verheiratete Mittelſchulanwärter, die 
a) die Anſtellungsfähigkeit für das höhere 

Lehramt oder das Pfarramt beſitzen, 

b) die Reife einer anerkannten höheren Lehr⸗ 
anſtalt erreicht oder eine andere als gleich⸗ 
wertig anerkannte Prüfung beſtanden, ein 
Hochſchulſtudium von weißen drei Jahren 
zurückgelegt und die Prüfung für die An⸗ 
11 1 5 als Mittelſchullehrer beſtanden 

aben, 
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e) die Anſtellungsfähigkeit als Zeichen⸗ oder 
Muſiklehrer für höhere Lehranſtalten er⸗ 
worben haben, 

erhalten, wenn ſie im öffentlichen mittleren 

Schuldienſt auftrags⸗ oder vertretungsweiſe 

voll beſchäftigt oder einſtweilig angeſtellt ſind, 

bis auf weiteres im erſten und zweiten Ver⸗ 
gütungsdienſtjahre 80 v. H. desjenigen Grund⸗ 
gehalts, das ſie beziehen würden, wenn ſie an 
der öffentlichen mittleren Schule endgültig 
angeſtellt wären; vom Beginn des dritten 

Vergütungsdienſtjahres ab erhalten ſie eine 

Vergütung in Höhe des Anfangsgrundgehalts 

als Mittelſchullehrer. In dieſer Dienſtaltersſtufe 

verbleiben ſie fünf Jahre. Nach Ablauf dieſer 
Zeit rücken ſie im Grundgehalt in gleicher 
Weiſe weiter auf, wie wenn ſie als planmäßige 
Mittelſchullehrer angeſtellt wären. 
Vorſtehende Anordnungen gelten mit rück⸗ 
wirkender Kraft vom 1. April 1937 ab. Die Be⸗ 
ſtimmungen unter Abſchn. A Ziff. 1 (2) und Ziff. II 
(1, 2 a, b und c) der Ausführungsanweiſung zu 
dem Geſetz vom 8. November 1937 zur Anderung 
des Geſetzes über die Dienſtbezüge der Lehrer und 
Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen (Rund⸗ 
erlaß vom 11. November 1937 — E Ile 2000 —) 
finden ſinngemäß Anwendung. Wegen der An⸗ 
weiſung der höheren Vergütungen an die in Be⸗ 
tracht kommenden verheirateten Mittelſchulanwärter 
iſt das Erforderliche ſofort zu veranlaſſen. In 
Zweifelsfällen iſt zu berichten. 

Dieſer Erlaß wird auch im PrBeſBl. ver 
öffentlicht. 

Berlin, den 11. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin (Abteilung für Volks⸗ und Mittelſchulen). 
E II d 483 E II e. 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 532.) 


588. Arkunde über die 
Ernennung zum Studienaſſeſſor. 
(Berichtigung.) 

In dem Wortlaut der mit dem Runderlaß vom 
15. September 1937 — E VII e 20 E III e, ZIIa— 
(RMinAmtsbl‚tſch Wiſſ. S. 414) Abſchn. D Abſ. 2 
mitgeteilten Urkunde über die Ernennung zum 
Studienaſſeſſor muß es in der Schlußformel heißen: 
„Im Auftrage des Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung.“ 

Berlin, den 15. November 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Ehrlicher. 
E III e 2299/37. 
(RMin Amtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 533.) 


Volksbildung 


a) Für das Reich 


589. Verzeichnis der Staatlichen Volks⸗ 
büchereiſtellen. 


Das in der Anlage 2 zu meinem Runderlaß 
vom 26. Oktober 1937 — Vb 2799 — (RMin.⸗ 
AmtsblDtſch Wiſſ. S. 473) bekanntgegebene Ver⸗ 
zeichnis der Staatlichen Volksbüchereiſtellen wird 
wie folgt ergänzt: 

Oldenburg: 
Oldenburg i. O., Damm 42 (Landesbibliothek). 
Berlin, den 19. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Graf Baudiſſin. 


Bekanntmachung. — Vb 3051. 
(RMinAmtsbltſch Wiſf. 1937 S. 533.) 


b) Für Preußen 


Körperliche Erziehung 
eee end e 


a) Für das Reich 


b) Für Preußen 
590. Einſatz von Kreisſportlehrern. 


Im Nachgange zu dem Runderlaß vom 
27. Februar 1937 — K II 9026/17. 2. K I, E I, 
EE II (b) —, betr. die Hilfsdezernenten für Leibes⸗ 
übungen und körperliche Erziehung in den Schulen, 
und dem Runderlaß vom 9. April 1937 — K 1 
8134/8. 4. 37 —. 


Zur Förderung der Leibeserziehung in den 
ländlichen Schulen habe ich mich entſchloſſen, jedem 
Kreisſchulrat, deſſen Amtsbereich ein überwiegend 
ländlicher Bezirk iſt, eine geeignete Lehrkraft als 
Kreisſportlehrer beizugeben. Die Kreisſportlehrer 
ſind den Kreisſchulräten unterſtellt und ſtehen ihnen 
in allen Fragen der Leibeserziehung beratend zur 
Seite. Bei den Regierungen ſind die Aufgaben 
der Kreisſportlehrer im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit 
(vgl. Runderlaß vom 27. Februar 1937 — KU 
9026/17. 2. K I, E I, E II (b) — durch die Hilfs⸗ 
dezernenten für Leibesübungen zu bearbeiten. Die 
Kreisſportlehrer haben die Aufgabe, 

a) durch perſönlichen Beſuch ſich in den Stand 
des Turnunterrichts ſowie in die Übungs⸗ 
ſtättenverhältniſſe der Schulen Einblick zu ver⸗ 
ſchaffen, 
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b) die den Turnunterricht erteilenden Lehrer zu 
beraten, 

c) die Schulleiter, Lehrer und Gemeinden bei der 
Anlage bezw. dem Ausbau von Übungsſtätten 
ſowie bei der Beſchaffung von Übungsgeräten 
zu beraten, 

d) durch Wochenendlehrgänge die mit dem Turn⸗ 
unterricht betrauten Lehrer leiſtungsmäßig und 
methodiſch weiterzubilden. 


Die Kreisſportlehrer ſind, ſofern ihre Ver⸗ 
tretung durch Schulamtsbewerber ſichergeſtellt 
werden kann, zur wirkſamen Durchführung ihrer 
Aufgaben zunächſt auf die Dauer eines Jahres 
vom Unterricht an der Schule, an der ſie angeſtellt 
ſind, zu befreien. Ihre Dienſtbezüge verbleiben 
der Landesſchulkaſſe und ſind zur Beſoldung der 
Vertreter zu verwenden. Dem einzelnen Kreis⸗ 
ſportlehrer werden in dieſen Fällen mehrere Kreiſe 
zur Betreuung zugewieſen werden können; er 
unterſteht dann dienſtlich jeweils dem Kreisſchulrat 
des Schulaufſichtskreiſes, in dem er tätig iſt. 

Soweit dieſe Regelung nicht durchführbar iſt, 
bin ich damit einverſtanden, daß die als Kreis⸗ 
ſportlehrer eingeſetzten Lehrer bis zu zehn Stunden 
wöchentlich vom Unterricht befreit werden. Ihre 
Vertretung iſt ebenfalls ſicherzuſtellen. 

Ich ermächtige Sie demgemäß, in dem Falle 
der vollen Befreiung des Kreisſportlehrers vom 
Unterricht ſeine Dienſtbezüge als Volksſchullehrer 
und im Falle der ſtundenweiſen Befreiung die 
durch die Vertretung erwachſenden Koſten durch 
die dortige Regierungshauptkaſſe zu zahlen und 
die gezahlten Beträge in der Rechnung meiner 
Verwaltung für das Rechnungsjahr 1937 bei 
Kap. 199 Tit. 72 als Mehrausgabe nachzuweiſen. 

Für die von den Kreisſportlehrern aus⸗ 
zuführenden Dienſtreiſen ſind ſie außerdem nach 
den preußiſchen Reiſekoſtenbeſtimmungen — Teil III 
Abſchn. VII — zu entſchädigen. 

Ich beauftrage Sie nunmehr, die Lehrkräfte, 
die aus Ihrem Bezirk an dem Ausleſelehrgang für 
Kreisturnlehrer an der Führerſchule in Neuſtrelitz 
mit Erfolg teilgenommen haben, ſofort als Kreis⸗ 
ſportlehrer zu beſtellen, ſofern die Betreffenden 
einem ländlichen Bezirk angehören und Ihrerſeits 
keine Bedenken gegen ſie beſtehen. 

Bis zum 20. Dezember 1937 ſind mir die 
Namen der beſtellten Kreisſportlehrer und der 
Zeitpunkt ihres Einſatzes mitzuteilen. An ſäch⸗ 
lichen Ausgaben habe ich für jeden Kreisſportlehrer 
folgende Jahresbeträge vorgeſehen: 

1. zur Deckung der entſtehenden Reiſekoſten bis 
zu 250 RM, 

2. zur Deckung ſächlicher und ſonſtiger Ausgaben 
bei der Veranſtaltung von Wochenend⸗ 
lehrgängen bis zu 300 RM. 

Ich ermächtige Sie, auch dieſe Koſten unter 
Zugrundelegung der vorbezeichneten Höchſtbeträge 
durch die dortige Regierungshauptkaſſe zu zahlen 
und die gezahlten Beträge gleichfalls in der Rech⸗ 
nung meiner Verwaltung für das Rechnungsjahr 
1937 bei Kap. 199 Tit. 72 als Mehrausgabe nach⸗ 
weiſen zu laſſen. 


„Die bis zum Ende des Kalenderjahres 1937 
hiernach für Dienſtbezüge, Vertretungskoſten und 
ſächliche Ausgaben gezahlten bezw. fällig werdenden 
Beträge ſind mir gleichfalls bis zum 20. Dezember 
1937 nach beiliegendem Muſter anzuzeigen. 

Wegen des Einſatzes von Kreisſportlehrern in 
den noch fehlenden ländlichen Schulaufſichts⸗ 
bezirken erſuche ich, mir binnen eines Monats 
Vorſchläge zu machen. Bei dieſen Vorſchlägen 
ſowie auch bei dem Einſatz der oben Genannten 
iſt wegen der leichteren Regelung der Vertretung 
darauf Bedacht zu nehmen, daß die betreffenden 
Lehrkräfte möglichſt an einer mehrklaſſigen Schule 
beſchäftigt ſind. 


Berlin, den 18. November 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Ru ſt. 


An die Herren Regierungspräſidenten (außer 
Marienwerder, Köslin, Erfurt, Aachen, Trier, 
Münſter, Sigmaringen) und den Herrn Stadt⸗ 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin. — 
K II 9030/15. 11. 37 Ela, E II, 2 II b (a). 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 533.) 


Sonſtiges 


591. Anderungen in der Anwärterliſte der 

preußiſchen Studienaſſeſſoren (aſſeſſorinnen). 

(Die Zahlen in Klammern bedeuten die laufenden Nummern 

im Abſchnitt E des Jahrbuchs der Lehrer an höheren Schulen, 
Jahrgang 1937.) 

Anwärter. Zu ſtreichen ſind Jahrgang 
1928 Nr. 115 (15), 150 (20), 170 (25), 232 (31), 
462 (27), 591 (32); Jahrgang 1929 Nr. 74 (36), 
277 (43), 386 (57), 394 (60), 412 (67), 448 (72), 
460 (79), 515 (85), 647 (82); Jahrgang 1930 
Nr. 249 (131), 255 (138), 347 (159), 446 (163), 
452 (164); Jahrgang 1931 Nr. 30 era), e e, 
121 (185), 128 (189), 129 (190), 135 (195), 165 
(208), 175 (212); Jahrgang 1934 Nr. 19 (229), 
22 (230), 26 (232), 54 (234), 71 (252), 85 (264), 
94 (275), 99 (280), 143 (267), 145 (268), 151 (270), 
228 (242); Jahrgang 1936 Nr. 10 (380), 23 (493), 
36 (560), 40 (611), 61 (304), 75 (321), 76 (322), 
82 (338), 100 (395), 109 (433), 120 (470), 136 
(539), 148 (582), 151 (598), 166 (658), 169 (296), 
184 (659), 194 (358), 195 (359), 204 (386), 205 
(386), 213 (426), 214 (428), 218 (445), 254 (531), 
291 (613), 303 (—), 326 (397), 339 (432), 344 
(444), 364 (488), 390 (558), 425 (302), 460 (514), 
487 (349), 492 (354), 494 (440), 510 (561), 513 
(605), 533 (549); Jahrgang 1937 Nr. 4 (820), 
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7 (-), 9 (916), 10 (952), 24 (1125), 29 (1212), 
37 (1321), 51 (678), 52 (679), 61 (—), 76 (—9), 
81 (748), 85 (762), 89 (—), 95 (816), 98 (829), 
114 (), 206 (1317), 210 (1334), 223 (692), 267 
(885), 274 (—), 275 (910), 286 (—), 292 (—), 
296 (1009), 311 (1065), 373 (1320), 376 (1349), 
431 (830), 434 (845), 454 (—), 510 (—, 573 ), 
577 (924), 588 (1017), 594 (1051), 595 (—), 
598 (1063), 616 (1167), 619 (1200), 643 (—), 
645 (723), 655 (776), 661 (874), 662 (876), 666 


(881), 671 (H, 694 (806), 697 (857), 704 (—, 
711 (—), 713 (1124), 718 (1221), 719 (1222). 

Anwärterinnen. Zu ftreichen ſind Jahr⸗ 
gang 1928 Nr. 60 (34); Jahrgang 1929 Nr. 95 
(63), 167 (31); Jahrgang 1930 Nr. 4 (134), 42 
(110), 55 (129), 78 (77), 126 (107), 141 (139); 
Jahrgang 1931 Nr. 17 (167), 25 (178); Jahrgang 
1937 Nr. 12 (277), 13 (158), 27 (177), 57 (240), 
59 (244), 71 (—), 82 (205). 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 534.) 


Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 


Thüringen 


592. Tuberkuloſebekämpfung in den Schulen. 


Der Herr Reichsſtatthalter in Thüringen, der 
Herr Staatsſekretär und Leiter des Thüringiſchen 
Miniſteriums des Innern hat im Einvernehmen 
mit mir die nachſtehend abgedruckte Landespolizei⸗ 
verordnung vom 9. Oktober 1937 erlaſſen, wodurch 
periodiſche Reihendurchleuchtungen aller an einer 
öffentlichen oder privaten Schule tätigen Lehr⸗ 
perſonen im Lande Thüringen auf Tuberkuloſe 
oder Tuberkuloſeverdacht eingeführt werden. 

Die Durchleuchtungen werden koſtenlos vor⸗ 
genommen werden. Mangels anderer Koſtenträger 
werden den zur Durchleuchtung beſtellten Lehr“ 
perſonen auf Antrag auch die Reiſekoſten ohne 
Prüfung der Bedürftigkeit von den Tuberkuloſe⸗ 
fürſorgeſtellen erſetzt. Die Tuberkuloſefürſorge⸗ 
ſtellen werden es nach Möglichkeit ſo einrichten, daß 
eine längere als ſechsſtündige Abweſenheit des 
Lehrers vom Dienſtort nicht nötig iſt, ſo daß nur 
Fahrtkoſten, nicht auch Tagegelder in Frage kommen. 
Die Tuberkuloſefürſorgeſtellen ſind angewieſen, 
ſich wegen Vereinbarung eines Unterſuchungs⸗ 
termins mit dem zuſtändigen Schulrat, für die 
Berufsſchulen mit dem zuſtändigen Berufsſchulrat, 
für die übrigen Schulen mit den Leitern der be⸗ 
treffenden Anſtalten in Verbindung zu ſetzen. 

„Sofern bei den Reihendurchleuchtungen ſich im 
Einzelfall der Verdacht auf das Vorhandenſein einer 
Lungen⸗ oder Kehlkopftuberkuloſe ergibt oder eine 
ſolche Tuberkuloſe feſtgeſtellt wird, findet § 9 der 
Polizeiverordnung über die Verhütung und Be⸗ 
kämpfung übertragbarer Krankheiten durch die 
Schulen und Erziehungsanſtalten vom 8. September 
1930 (GS. S. 243) Anwendung. Etwa erforder⸗ 
liche Röntgenaufnahmen und ſonſtige ergänzende 

nterſuchungen dienen in dieſem Fall vorwiegend 
dem Wohl der einzelnen betreffenden Lehrperſon, 
der deshalb auch die dadurch entſtehenden Koſten 
zur Laſt fallen müſſen. 


Ich bitte alle thüringiſchen Lehrer und Lehre⸗ 
rinnen, ſich deſſen bewußt zu ſein, daß ſie durch 
die bereitwillige und verſtändnisvolle Erfüllung 
dieſer ihnen auferlegten Unterſuchungspflicht einen 
wertvollen und dankenswerten Beitrag zur Geſund⸗ 
erhaltung des völkiſchen Nachwuchſes und letzten 
Endes auch zur Geſunderhaltung der Lehrerſchaft 
ſelbſt leiſten. 


Weimar, den 29. Oktober 1937. 


Der Thüringiſche Miniſter für Volksbildung. 
Marſchler. 


Bekanntmachung. — IV A III 701, 3/37. 
(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 535.) 


Anlage. 


Zweite Sandespolizeiverordnung über die Ver- 

hütung und Bekämpfung übertragbarer Krank- 

heiten durch die Schulen und Erziehungsanſtalten. 
Vom 9. Oktober 1937. 


Auf Grund des $ 32 der Landesverwaltungs⸗ 
ordnung für Thüringen in Verbindung mit § 14 
des Geſetzes zur Bekämpfung übertragbarer Krank⸗ 
heiten (Landesſeuchenordnung) in der Faſſung der 
Anlage 13 des Geſetzes zu den auf Grund des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes erlaſſenen Verordnungen vom 
14. Februar 1931 (GS. S. 111, 160 ff.) wird im 
Einvernehmen mit dem Thüringiſchen Miniſter für 
Volksbildung folgendes verordnet: 


5 1. 

1. Jede an einer öffentlichen oder privaten 
Schule tätige Lehrperſon iſt ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie den Verdacht auf Lungen⸗ oder Kehlkopf⸗ 
tuberkuloſe erweckt, verpflichtet, ſich nach näherer 
Weiſung des Miniſteriums in beſtimmten Zwiſchen⸗ 
räumen auf Tuberkuloſe oder Tuberkuloſeverdacht 
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in der zuſtändigen Tuberkuloſefürſorgeſtelle durch⸗ 
leuchten zu laſſen. 

II. Wird bei der Durchleuchtung Lungen⸗ oder 
Kehlkopftuberkuloſe feſtgeſtellt oder ſcheint die be⸗ 
treffende Lehrperſon der Lungen⸗ oder Kehlkopf⸗ 
tuberkuloſe verdächtig, jo iſt nach § 9 der Polizei⸗ 
verordnung über die Verhütung und Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten durch die Schulen und 
Erziehungsanſtalten vom 8. September 1930 zu 
verfahren. 


§ 2. 


Dieſe Verordnung tritt mit der Veröffentlichung 
in Kraft. 


Weimar, den 9. Oktober 1937. 


Der Reichsſtatthalter in Thüringen. 


Der Staatsſekretär und Leiter 
des Thüringiſchen Miniſteriums des Innern. 
Ortlepp. 
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